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sser
Walter Schollum

Sparpaket 11

Erwartungsgemäß hat mit der Budget-

erstellung für 1996 wieder der Streit

über das Wie und Wo des Sparens

eingesetzt. Meistens geschieht dies

ohne Konzept. Die von den Sozialpart-

nern vorgeschlagene Streichung der Fa-

milienbeihilfe für Studierende würde

beispielsweise einen schweren Schlag

gegen den tertiären Bildungsbereich

bedeuten, da Belastungen, die den Stu-

dierenden auferlegt werden, letzlich

für das gesamte Hochschulsystem wirk-

sam sind und ebenso negative Folgen

zeitigen, wie die noch immer nicht

endgültig abgeklärten Zusatz-

belastungen für die Hochschullehrer.

Gerade in der jetzigen Situation wären

aber verstärkte Anstrengungen auf dem

Wissenschafts-, Bildungs- und Aus-

bildungssektor nötig, um die in Zu-

kunft zu erwartenden Probleme mei-

stern zu können.

Immer deutlicher zeigt sich in dieser

Situation, daß ein - von der BUKO

oftmals gefordertes - gesamt-

österreichisches Bildungskonzeptfehlt.

Ein solches langfristiges und

konsensual erstelltes Konzept, das na-
türlich auch Sparansätze enthalten muß,

böte die Möglichkeit, den Bildungs-

sektor zu beruhigen und aus dem all-

jährlichen Zank herauszuhalten. Der-

zeit wird jedoch versucht, immer dort

mit Belastungen anzusetzen, wo der

geringste Widerstand zu erwarten ist.

Verständlicherweise führt dies zu ent-

sprechenden Abwehrreaktionen. Die

Vernunft und damit die Möglichkeit,

konstruktive Lösungen zu finden, bleibt

auf der Strecke.

Es ist zum Beispiel blanker Zynismus,

wenn im "Gutachten" der Sozialpart-

ner zur Budgetkonsolidierung gesagt

wird: "Aus der Absetzung der Famili-

enbeihilfe ab 19 Jahren sind mittelfri-
stig auch Einsparungen im Wissen-

schaftsbudget zu erwarten, die aller-

dings entsprechende organisatorische

Begleitmaßnahmen bei den Universi-

täten selbst voraussetzen."

Dies bedeutet, daß auf eine Verringe-

rung der StudentInnenzahlen - und da

sicher im Bereich der sozial Schwä-

cheren - hingezielt wird und gleichzei-

tig organisatorische Maßnahmen der

Universitäten wahrscheinlich die "nutz-

loseren" - d.h. für die Wirtschaft nicht

unmittelbar verwertbaren - Studien ein-

schränken sollen. Geistes- und Sozial-

wissenschaften, aber auch Bereiche der

Naturwissenschaften, müßten drastisch

reduziert werden. Wie käme es sonst

durch Belastungen der Studierenden

zu Einsparungen im Wissenschafts-

budget?

Wir fordern deshalb, den Bildungs-

bereich aus dem jährlichen Budget-

streit herauszuhalten und Einsparungs-

möglichkeiten nur im Rahmen eines

langfristigen, gesamtösterreich-ischen

Bildungskonzeptes zu diskutieren.

Aufnahmestopp

Am 1. August hat die Bundesregierung

überraschend einen Aufnahmestopp

beschlossen. In der geplanten streng-

sten Form, die auch von den Medien

verbreitet wurde, wäre er für die Uni-

versitäten katastrophal gewesen. Der

Regierungsbeschluß hat aber die ur-
sprüngliche Genehmigungspflicht in

eine Berichtspflicht umgewandelt. Die
Proteste des gesamten Hochschulbe-

reiches bewirkten, daß weitere Erleich-

terungen beschlossen wurden. Trotz-

dem bestehen noch wesentliche Hin-

dernisse, die ein rasches Reagieren auf

Personalengpässe, z.B. beim Ersatz für

Karenzierungen behindern. Auch die

laufenden Personalrekrutierungen wer-

den erschwert. Jene Institute und Fach-

richtungen, die die von Dienstgeber-

seite immer beschworene hohe Fluk-

tuationsrate im Personalbereich auf-

weisen, sind natürlich besonders hart

betroffen. Wir werden versuchen, an
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konkreten Fällen, die zu erheblichen

Störungen von Lehre und Forschung

führen, die Unsinnigkeit dieser Maß-

nahme für den Universitätsbereich auf-

zuzeigen. In diesem Sinne bitten wir

um Meldungen über derartige Proble-

me.

Studienrecht

UOG 93 -Implernentierung

Editorial

Eine Möglichkeit, von kurzsichtigen

politischen Bestrebungen zu sachlichen

Diskussionen zu kommen, bietet sich

mit dein neuen Studienrecht. Der Ent-

wurf des Gesetzes (die BUKO infor-

mierte darüber) liegt bis Ende Novem-

ber zur Begutachtung vor. Da diese

Materie von zentraler Bedeutung für

die Weiterentwicklung der Universitä-

ten ist, haben wir in einem Rundschrei-

ben um Stellungnahmen gebeten, mit

dem Ziel, ein möglichst breites Spek-

trum der universitären Fachbereiche in
die Diskussion einzubinden. Jene Bei-

träge, die uns vor Redaktionsschluß

erreichten, werden im vorliegenden

Heft veröffentlicht. Wir bitten aber um

weitere schriftliche Stellungnahmen,

damit jenen Gremien, die eine Stel-

lungnahme der BUKO auszuarbeiten

haben, ein umfassendes Material zur
Verfügung steht. Eines lehnen wir aber

schon jetzt ab: Die durch den Anhang

des Gesetzesentwurfes suggerierte

Vorstellung, daß das neue Gesetz vor-

rangig der Einsparung dienen soll. Die

Studien müssen primär qualitativ ver-

bessert werden, wenn sie auch billiger

werden, ist das sicherlich ein erwünsch-

ter Nebeneffekt.

Unsere Befürchtung, daß den Univer-

sitäten zwar vermehrte Aufgaben über-

tragen, aber nicht die dafür notwendi-

gen Ressourcen zur Verfügung gestellt

werden, dürfte leider Realität werden.

Ohne Zweifel trägt die jetzige Budget-

situation zur Verschärfung der Lage

bei, doch war dies bei der Beschlußfas-
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Dienstrecht

sektion Hochschullehrer Ende Februar

1995 mit dem neuen Bundesminister

Dr. R. Schonten vereinbaren, daß eine

isolierte Regelung der Lehrver-

pflichtung für Professoren mit einem

Mindestausmaß von 8 Stunden nicht in

Frage käme, sondern ein Richtwert nur

im Rahmen einer umfassenden, die

Auswirkungen des UOG berücksichti-

genden Anpassung des Dienstrechtes

festgeschrieben werden könne. Die

Ergebnisse dieser mehrmonatigen Be-

ratungen, in denen die Bundessektion

Hochschullehrer immer wieder den

Abgleich mit den Hochschul-

organisationen suchte, liegen nun als

eine Auflistung des BMfWFuK vor.

Der aktuelle Gesprächsstand mit Da-

tum vom 15.6.1995 wird in diesen Ta-

gen allen Universitäts-und Hochschul-

lehrern in den „Hochschulpolitischen

Informationen" Nr. 3a/1995 der

Kurt Grünewald

Die folgenden Kommentare zum neu-

em Universitäts-Studiengesetz zeigen

auf eindrucksvolle Weise, wie bunt

und vielfältig das Spektrum der Uni-

versitäten und ihrer Angehörigen ist.

Unterschiedlichste Disziplinen bieten
in Lehre und Forschung ein Kaleido-

skop von differenzierten Anforderun-

gen, und auch alle Sorgen , Bedenken

und Wünsche der Studierenden und

Hochschullehrer werden nur im Be-

greifen dieser Vielheit verständlich. Die

Reaktionen auf den Entwurf des neuen

Studienrechts spiegeln diese unter-

schiedlichsten Betroffenheiten ein-

drucksvoll wider. Sie entspringen we-

der bösartiger Gesinnung noch sind sie

geprägt von Furcht vor dem Neuen. Sie

sollten auch niemanden überraschen.

Die grundsätzlich positive Aufnahme

vieler Inhalte dieser Reform kann nicht

darüber hinwegtäuschen, daß Vertre-

ter kulturwissenschaftlicher Studien-

richtungen vermuten, eine Trendwende
zu verspüren, die (nicht nur) ihnen den

Weg zur (notwendigen?) Mode des

unmittelbar Nützlichen, Zähl- und

Bundessektion Hochschullehrer zuge-

hen.

Obwohl die Fortsetzung der Dienst-

rechtsverhandlungen über den Som-

mer 1995 vereinbart worden war, brach-

te vor allem die Diskussion um das

Sparpaket II eine Verzögerung der

weiteren Gespräche. Darin liegt die

Gefahr, daß ähnlich wie beim Spar-

paket 1 die Koalitonsregierung wieder-

um versucht sein könnte, einzelne Punk-

te der Dienstrechtsmaterie herauszu-
brechen und ohne sozialpartner-

schaftlichen Konsens durch das Parla-

nnentverabschieden zu lassen. Wir stel-

len dazu eindeutig gegenüber der Ver-
waltung fest, daß die Bundessektion

Hochschullehrer in Absprache mit al-

len anderen Hochschulorganisationen

nur einer Paketlösung zustimmen wird,

die alle Hochschullehrer erfaßt und die

Meßbaren weist.

Zu sehr verschwimmt manchen der
Unterschied zu den Fachhochschulen.

Nur daß Kulturwissenschaften nicht

finanzkräftig protegiert und nur weni-

ge Fächer als wirklich berufsbildend

angesehen werden, Länder- und

Interessensvertreter ihnen keine

Lobbies bieten. Wenn man nun schon

glaubt zu wissen, daß diese Studien

wenig Chancen auf dem Arbeitsmarkt

besitzen und ihre Proteg6s nicht mit

der Macht und dem Einfluß anderer

konkurrieren können, so sollte man die

Chance dieser Fächer durch das Ange-

bot einer höheren Qualifikation ihrer

Absolventen erhöhen. Da mangelnde

Nachfrage nicht notwendigerweise mit

mangelnder Bedeutung gleichgesetzt

werden darf, sollte mangelnde Nach-

frage und mangelnder Respekt vor den

kulturwissen-schaftlichen Studien nicht

dazu führen, allzu rasch 6 Semester

Konzepte zu entwickeln.

Es ist nicht einfach zu erklären, wie

man 6 Semester Russisch studieren und

sich dann erfolgreich am Arbeitsmarkt
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die aus dem UOG einfließenden Ände-

rungen inhaltlich entsprechend dem

Gesprächsstand vom 15.6.1995 berück-

sichtigt. Die vergangenen zwei Jahre

zeigten uns, daß immer dann, wenn

alle HochschullehrerInnen einig wa-

ren, große Probleme kurzfristig gelöst

werden konnten (Lektorenaktion) oder

drohende Verschlechterungen (Spar-

paket I) abgewendet werden konnten.

Somit hoffen wir, beim „Kippen" der

ersten Universität nach dem UOG"93

ein den Erfordernissen angepaßtes

Dienst- und Besoldungsrecht zu ha-

ben.

O.Univ.-Prof.Univ.-Doz.Dipl.-Ing.Dr.
Gerhar d Windischbauer

Vorsitzender der Bundessektion
Hochschullehrer der Gewerkschaft

Offentlicher Dienst

präsentieren soll, außer man vermittelt

dieses in Form eines bekannt gefährli-

chen Roulette Spieles, welches sich

allerdings schneller vermitteln ließe.

Alle Konzepte bedürfen, sollen sie nicht

(wieder) Papier bleiben, einer Aufwer-
tung der Lehre. Lehre verlang Zeit, die

Frage ist nur, auf welche Kosten? Man

wird den Mut finden müssen, darüber

zu diskutieren, ob das Dogma der Ein-

heit von Forschung und Lehre nicht

vielfach zur gängigen Lüge geworden

ist, die den Blick auf den Alltag ganz

erheblich trübt. Die Verknüpfung von

Forschung und Lehre ist zweifellos

sinnhaft und notwendig, wie eng und in

welchem Ausmaß dies bei verschiede-

nen Studien beziehungsweise auch in-

nerhalb derer geschehen soll ist aller-

dings (vorsichtig) zu hinterfragen. Trotz

allein, das Positive überwiegt!

Univ.-Doz.Dr. K. Grünewald

Universitätsklinik für Innere Medizin
Universität Innsbruck
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UniStG-Positiver Ansatz mit Inkonsequenz

Michael Herbst

Nicht selten sind Beziehungskrisen das

Motiv für Renovierungen in der Woh-

nung. Die abgewohnte Umgebung

demotiviert, zu sehr kleben belastende

Erinnerungen an den Wänden, ein Neu-

beginn scheint in frischem Ambiente

leichter zu gelingen. Die einen versu-
chen es finit „noch hübscheren" Tape-
ten, die anderen radikaler, vor der tabula
rasa einer weiß gekalkten Wand. Zu oft

erschöpfen sich Kraft und Reform-

willigkeit schon im Tapetenwechseln.

Das motivierende Erlebnis gemeinsa-

men Werkens verbindet, verpufft je-

doch ebenso schnell vor der Erkennt-

nis, daß man sich selbst, weniger das

Papier an den Wänden hätte ändern

müssen.

Der schwierigere Teil der Arbeit wur-
de noch nicht begonnen, es besteht

Handlungsbedarf mit Tiefgang, die

Beziehung zwischen Studierenden und

Lehrenden muß neu definiert werden.

Ein positiver Ansatz liegt in der Ein-

sicht des Ministeriums, daß die forma-

le Hierarchisierung, zu starke Detail-

bestimmungen Lind Regulierungen, die
selbst fürJuristen das alte Studienrecht

zunehmend schwerfälliger handhabbar

machten, ein effizientes und neigungs-

orientiertes Studium behinderten. Die

seitenweise Auflistung des Außer-

krafttretens von Gesetzen und Verord-

nungen am Beginn des Entwurfes
spricht Bände.

Die Radikalkur für ein „schlankes"

Studienrecht ruft bereits ängstliche

Reglementierer auf den Plan, die ihre

Unsicherheit im Umgang mit der ge-

wonnenen Gestaltungsfreiheit durch

das Einfordern erneuter Detaillierung

dokumentieren.

Positive Tatsache ist doch, daß im neu-

en Studienrecht versucht wird, die In-

teressen der Studierenden, und nicht

die des Apparates in den Mittelpunkt

zu stellen.

Wer jemals in Studienkommissionen

gearbeitet hat, weiß ein Lied von den

Beschränkungen und von der Schwer-
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fälligkeit bei derUmsetzung neuerlde-

en und Studienverbesserungen zu sin-

gen. Den neuen Studienkommissionen

kommt die zentrale Rolle in der Gestal-

tung der Studien zu. Die Parität der

Kommissionen läßt auf mehr Demo-

kratiehoffen, ebenso wie die den Stand-

orten eingeräumte Möglichkeit, nach

gemeinsam festgelegter Verordnung

der Gesamtstudienkommission rasch

und relativ unbürokratisch auf interne

wie äußere Bedingungsänderungen rea-
gieren zu können.

Es gibt eine Reihe von Positiva für die

Studierenden. Der Gesetzgeber verrät

sich in seinem radikalen Engagement

dafür in der sprachlichen Ungenauig-

keit beim Verwenden von Aktiva und

Passiva im § 11(1)8, der wohl so, wie er

zu lesen ist, nicht gemeint sein kann:

„Studierende haben das Recht, akade-
mische Grade zu verleihen." Daß das
nicht Absicht sein kann, liegt zwar auf

der Hand, ist für mich aber belustigen-

de Symptomatik.

Der Entfall des Inskriptionsritus, die

Verlängerung der Zulassung zum Stu-

dium um jeweils ein Studienjahr, die
Herabsetzung der Mindeststudien-
leistung auf ein absolutes Minimum,

die Universitätsangehörigkeit an ver-

schiedenen Standorten und die Mög-

lichkeit, verschiedene Studien an un-

terschiedlichen Studienorten betreiben

zu können, der Entfall überflüssiger

Hörerkategorien, die Einrichtung und

Möglichkeit eines Individual-

studiums, die teilweise Erleichterung

der Prüfungsmodalitäten und die An-
erkennung von ausländischen Studien

im Rahmen der europäischen Studien-

kooperation sind Maßnahmen, Studie-

renden ihr Studium zu erleichtern und

fordern gleichzeitig die Studierenden

zu mehr Eigenverantwortlichkeit im

Studium selbst und bei der Gestaltung

ihres Studiums auf.

Die Entmündigung der Studierenden,

sie ebenso wie in der AHS zu gängeln

und einen vorgesetzten Stundenplan

abarbeiten zu lassen, hat damit ein

Ende. Vielleicht führt das auch vermehrt

dazu, Studierende als Partner, und nicht

wie bisher geschehen, lediglich als

Wissensempfänger und Abhängige in

einem System von teils gönnerhafter

Sozialprestigezuweisung zu sehen.

Die gelockerte Hülle ist jedoch mit

einem reichhaltigen, interessanten An-

gebot von Inhalten zu füllen. Klarheit

und Transparenz, die Vergleichbarkeit

und Kompatibilität der Studien und die

Definition der Mindestqualifikation

eines Studiums, sowie die Attraktivität

einzelner Studiengänge durch die For-

mulierung prägnanter Standortprofile

sind Aufgaben der neu zu formenden
Studienkommissionen.

Die Einforderung der ständigen Über-

prüfung der Sinnhaftigkeit angebote-

ner Studieninhalte müßte durch das

Selbstverständnis der Lehrenden ei-

gentlich überflüssig sein.

Alle Ambitionierten sind daher aufge-

rufen, sich verstärkt in diese Gremien
nominieren oder wählen zu lassen, oder

diese mit fundiertem Material zu belie-

fern.

Als Rahmengesetz bietet das UniStG

i n seiner Grundintention breite

Gestaltungsspielräume. So lassen sich

die verschiedenen, von der Bundes-
konferenz entwickelten Studien-

modelle (vergleiche Buko-Info 95/1)

weitestgehend studientypisch adäquat

adaptieren.Umso befremdlicher ist die

mir nicht nachvollziehbare willkürli-

che Festsetzung und Reduktion von

Semesterzahlen für einzelne Studien-

richtungen oder der vereinzelte Entfall

der Kombinationspflicht ohne inhaltli-

che Neudefinition der Studien, die ja

nur von diesen selbst kommen kann.

Offensichtlich geschah dies in totaler

Unkenntnis der Studieninhalte und ih-
res Vermittlungsaufwandes. Mit sol-

chen Maßnahmen unterläuft der Ge-

setzgeber sein Grundmotiv. Auffallend

dabei ist, daß er es vornehmlich bei den

Geistes- und Sozialwissenschaften tut.
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Hans Christian Luschützky

Das Bundesministerium für Wissen-

schaft, Forschung und Kunst hat am

29. Juni dieses Jahres einen Entwurf

für ein Bundesgesetz über Studien an

Universitäten (UniStG, GZ 68.242/

145-I/B/5A/95) zur Begutachtung vor-

gelegt, womit der durch die Veröffent-

lichung diverser Materialien' initiierte

Diskussionsprozeß im kommenden

Herbst (Ende der Begutachtungsfrist:

29. November 1995, vorgesehenes In-

krafttreten: l. August 1996) einen vor-

läufigen Höhepunkt eireichen dürfte.

Das 170 Seiten starke Schriftstück

umfaßt in Teil A die in acht Abschnitte

mit insgesamt 84 Paragraphen geglie-

derten Regelungen, in Teil B zwei
Anlagen zu den Diplom-und Doktorats-

studien und in Teil C ein Vorblatt so-

wie Kostenrechnung und Erläuterun-

gen.Der Text ist auch über den Interet-

Serverdes Wissenschaftsministeriums

zugänglich (http://www.bmwf.-v.at/) ;

Kommentare können direkt übermit-

telt werden ( minister@bmwf.gv.a t).

Bei der Beurteilung des Entwurfes wäre

naturgemäß auf die im Vor-

begutachtungsverfahren abgegebenen

Stellungnahmen (soweit bekannt) zu-

rückzugreifen, die ihm laut Erläute-

rungen (Teil C, Seite 1) zu Grunde

liegen, doch wird dies durch den Um-

stand erschwert, daß die Regelungen
des UniStG nur sehr beschränkt aus

den in den Materialien IV dokumen-

tierten Gedankengängen der Arbeits-

gruppe „Deregulierung des Studien-

rechts" ableitbar sind. So nützlich und

informativ die Publikation dieser Vor-

beratungen auch war, sieht man sich

min doch mit Ideen konfrontiert, die in

der bisherigen Diskussion noch nie zur

Sprache gekommen waren. Es darf

daher auch nicht verwundern, wenn

die Reaktionen auf den Entwurf in der

Öffentlichkeit zunächst auf sich war-

ten ließen. Die degoutante Beiß-, Kratz-

und Zwickorgie zwischen einem ehe-
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maligen Wissenschaftsminister und

seinem damaligen Sektionschef in der

Presse (15. Juli und 2. August) war

jedenfalls nicht dazu angetan, für die-

ses Thema zu begeistern, sondern nährte
die Befürchtung, daß frühzeitig von

den Inhalten auf die Ebene politischer

Rituale abgewichen und die Diskre-

panz zwischen den existierenden Vor-

stellungen darüber, was ein Universi-

tätsstudium ist und wie es zu erfolgen

hat, nicht zu bereinigen sein wird. Auf-

horchen ließ eine Meldung in der Pres-

se vom 29. August, wonach die Studi-

enreform jährliche Einsparungen im

Ausmaß von 42,436.042 Schilling er-

möglichen soll (in der Überschrift wur-

den daraus gleich 52 Millionen). Das

sind zwar fast 1,5 Promille der Hoch-

schulausgaben des Bundes, man wird

damit aber von einer Auseinanderset-

zung mit den Inhalten der Reform nicht

ablenken können. Es bleibt zu hoffen,

daß die mit der Begutachtung dieses

Entwurfs befaßten Universitätsan-

gehörigen es leichter haben werden,
Einigkeit über grundlegende Prioritä-

ten zu erzielen, als beim UOG 93.

Zum Unterschied vom UOG 93, des-

sen Gesetzwerdung zu keinem Zeit-

punkt den Verdacht der Verwaltungs-

vereinfachung oder gar der Entlastung

des wissenschaftlichen Personals von

Verwaltungsaufgaben aufkommen ließ,

entsteht beim UniStG nach einer ersten

Lektüre der erfreuliche Eindruck, daß
die Reduktion von vier gesetzlichen

Ebenen (AHStG, besondere Studien-

gesetze, Studienordnungen und Studi-

enpläne) auf zwei (UniStG und Studi-

enpläne) legistisch zu meistern ist,

wenngleich man mit den konkreten

Ergebnissen im Detail nicht immer ein-

verstanden sein kann. Vor dem Hinter-

grund der nachfolgenden Kritik sind

die im UniStG enthaltenen Positive

jedenfalls besonders deutlich hervor-

zuheben, wie z.B. die Begutachtung
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von Diplomarbeiten durch Nicht-

habilitierte (§ 63. (3)), die einen weite-

ren Schritt zur Entwertung der ohne-

dies nicht EU-konformen Habilitation

bedeutet. - Es soll auch nicht ver-

schwiegen sein, daß das UniStG sich

durch manches auszeichnet, was in ihm

nicht enthalten ist, z.B. das über länge-

re Zeit hin diskutierte „Baecalaureat".

In Anbetracht des in obiger Hinsicht

wegweisenden Charakters dieser längst

überfälligen Reform ist es um so be-

dauerlicher, daß dem vorliegenden

Entwurf nicht nur ein verkürzter

Wissenschafts- und Bildungsbegriff,

sondern auch eine falsche Vorstellung

von des Rolle der Universitäten in Ge-

sellschaft, Wirtschaft und Staat zugrun-

de liegt. Bei allen technischen Vorzü-

gen des UniStG ist zu befürchten, daß
durch das Ansinnen, innerhalb von ein-

hundert Wochen (nach den darin ent-

haltenen Vorstellungen über die Dauer

von „kulturwissenschaftlichen"

Diplomstudien) aus Maturanten kom-

petente Akademiker zu formen, dem

Ansehen der akademischen Bildung

und Ausbildung in Österreich emp-
findlicher Schaden zugefügt wird. Hier-

bei ist insbesondere auf den im Bereich

der nun so genannten Kultur-

wissenschaften drohenden intellektu-

ellen Rückbau hinzuweisen, den das

als „Kernstück der Studienreform" be-

zeichnete Verwendungsprofil (§ 4)

bewirken kann, das auf dem ganz ver-

kehrten Gedanken beruht, daß die Aus-

bildenden die Verantwortung für die

Verwertbarkeit ihrer Lehre durch be-
stimmte Personen innehaben, so als

wären sie diejenigen, die durch ihre

Lehrtätigkeit, zu der sie ja in der einen

oder anderen Form berufen sind, die

budgetären Belastungen des Bildungs-

systems und seiner fehlgeleiteten Inan-

spruchnahme verursachen. Der Ver-

antwortungsbereich der durch die

Bundesverfassung als frei bezeichne-

9
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ten akademischen Lehre soll und kann

sich nicht auf die berufliche Betäti-

gung lernfreier Individuen erstrecken,

auch weil niemand im Vorhinein die

zukünftige Bedarfslage abschätzen

kann. Einer geistigen Planwirtschaft

im Sinne des § 4 UniStG ist eine klare

Absage zu erteilen.

Langjährige Erfahrungen in der Matu-

ranten- und Studentenberatung zeigen,

daß an das akademische Studium von

derfalschen Seite herangegangen wird.

Die meisten Studienanfänger fragen,

welche beruflichen Aussichten ihnen

durch die Wahl eines bestimmten Stu-

diums eröffnet werden, anstatt zu fra-

gen, welche Studien ihnen zum Errei-

chen bestimmter beruflicher Ziele nütz-

lich sein könnten. Die Verankerung

des Verwendungsprofils im Studien-

plan ist daher nichts als eine Kodifika-

tion dieser falschen Einstellung zu La-
sten der Universitäten, die durch Ein-

mischung der Sozialpartner (§ 4 (2.1.))

in ihrer Entscheidungsfreiheit noch

weiter beengt werden sollen.

Interessant und zur Ausschöpfung emp-

fohlen ist in diesem Zusammenhang

der § 32 (Diplomstudien als individu-

elle Studien), der dem Studierenden

unter anderem das Recht einräumt, sei-

nen Studienplan samt dazugehörigem

Verwendungsprofil ohne Anhörung der

Sozialpartner selbst zu bestimmen.

Zwar bleibt die Frage der internationa-

len Anerkennbarkeit solcher Studien

dahingestellt, aber die regulären

sechssemestrigen Curricula der vorge-
sehenen „kulturwissenschaftlichen"

Kurzstudien entsprechen ja ebenfalls

nicht dem internationalen Standard.

Daß es möglich ist, den Titel „Magister

der Philosophie" zu erlangen, ohne auch

nur eine einzige philosophische Vorle-

sung gehört zu haben, wird die Be-

wahrung der abendländischen Geistes-

kultur, deren Werte man in anderen

Zusammenhängen so gern im Munde

führt, nicht leichter machen. Über die

aus dem Entwurf sprechende Bildungs-

entfremdung kann auch die Festlegung

eines hohen Anteils von freien Wahlfä-

chern (§ 8 (1.4)) nicht hinwegtäuschen,

zumal sie, völlig unausgewogen, bei

Studienrichtungen mit niedriger Stun-

denzahl viel zu hoch und bei solchen

mit hoher Stundenzahl viel zu niedrig

ausfällt. Aus dem Text des Entwurfes

geht nicht hervor, ob der Erwerb von

deutschen Sprachkenntnissen, die als

Zulassungsbedingung nirgends auf-

scheinen, etwa unter diesem Titel anre-

chenbar sein könnte. Manche Studien-

richtungen werden wohl gezwungen

sein, Versäumnisse des Gesetzes auf

dem Wege des Studienplans auszu-

gleichen, wie etwa die Byzantinistik

und Neogräzistik, für die der Entwurf

(Anlage l, 2.2. 10.) weder eine beson-
dere Universitätsreife aus Griechisch

noch aus Latein vorsieht - offenbar

analog zu den romanistischen Studien-

richtungen, für welche die Kenntnis

des Lateinischen, wie auch für das Stu-

dium der Geschichte, ebenfalls als irre-

levant erachtet zu werden scheint. Für

die eigentliche Fachausbildung blie-

ben dann nach Abzug der 20 Wochen-

stunden aus freien Wahlfächern noch

rund 50 Wochenstunden. V

Wie man in sprachintensiven

Philologien (z.B. Sinologie), die zu-

dem noch längere Auslandsaufenthal-

te erfordern, in sechs Semestern zu

einer vor der Allgemeinheit vertretba-

ren Ausbildung kommen soll, ist gänz-

lich schleierhaft und gibt zu der Be-

fürchtung Anlaß, daß das UniStG klei-
nen Fächern, in denen an österreichi-

schen Universitäten international an-

erkannte Spitzenleistungen erbracht

werden, zum Verhängnis wird. Die er-

satzlose Streichung der Studienzweige

tut hiezu ein Übriges.

Nirgends wird ersichtlich, wie es durch

das UniStG zu einer Verringerung der

tatsächlichen Studiendauer kommen

soll, zumal die Abschaffung der

Kombinationspflicht im Falle des
„Umsattelns" nur Nachteile mit sich

bringt; bisher war es immerhin mög-

lich, ohne Zeitverlust zwischen erster

und zweiter Studienrichtung zu wech-

seln.DurchdieErstarrung der Curricula

in nebulosen „Verwendungsprofilen"

und das Fehlen jeglicher Querverbin-

dungen zwischen den einzelnen Studi-

en könnte sich auch die Zahl der

Studienabbrecher noch weiter erhöhen.

UU OINFO

An einer wesentlichen Ursache man-

gelnder Effizienz im Studienbetrieb ist

auch der Entwurf zum UniStG nicht

herangegangen. Eine Verkürzung der

Realstudiendauer durch eine Trimester-

regelung, welche die Zahl der Studien-

wochen pro Jahr von derzeit 30 auf

mindestens 45 anhebt, ist offenbar jen-

seits des Denkmöglichen. Die Hoch-

schullehrer würden eine sinnvolle

Ausnützung von Zeit und Einrichtun-

gen über das ganze Jahr hin sicherlich

begrüßen, wenn ihnen jedes dritte Tri-

mester zu Forschungszwecken

unterrichtsfrei gewährt wird. Wer

fürchtet sich vor Studienverkürzung

um ein Drittel (ohne inhaltliche Einbu-

ßen) und Einsparungen in Milliarden-

höhe?

Die Diskussion der nächsten Wochen

wird zeigen, inwiefern die hier geäu-

ßerten Ansichten auf individuellen Irr-

tümern beruhen. V ' Fest steht jeden-

falls, daß das Versprechen der

Deregulierung und Rechtsbereinigung

mit dem vorliegenden Entwurf einge-

halten wurde. Ob aber das UniStG in

der zur Begutachtung ausgesandten
Fassung die sanierungsbedürftige Si-

tuation der österreichischen Universi-

täten verbessern kann, ist ernstlich zu

bezweifeln, wenn es den Zustrom zu

den Massenfächern verstärkt und den

Verfall der sogenannten Orchideen-

fächer herbeiführt (die es, nota bene,

nicht nur im Bereich der „Kultur-

wissenschaften" gibt). Es wäre sehr
bedauerlich, wenn die durchaus gesun-

den Anlagen dieses Gesetzes durch Ver-=

nachlässigung der Qualitätsstandards

nicht zum Tragen kommen könnten.

y
Zuletzt: Materialien zur Studienreform

III, Statistiken und bildungs-

wissenschaftliche Befunde zum Studiener-

folg, BMWFAbt.116,1994 undMatei-ialien

zur Studienreform IV, Reform des Studien-

rechts. Endbericht der - Arbeitsgruppe

"Deregulierunng des Studien.recltts" von

bValter Berka anaterMitarbeit von Winfried

Ginzinger, BMWF 1994; auch über den

Internet-Server des Wissenschafts-

ministeriums zugänglich.

"Korzfor-niität" ist hier als statistischer

Parameter- gemeint, "nicht EU-konform"

daher als "in der Mehrzahl der Mitglieds-
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staaten der EU nicht vorhanden bzw. ge-

bräuchlich".
*** Dies wird derzeit durch das sog. "Vor-
prüfungsfach zur zweiten Diplomprüfung"
wenigstens deontisch verhindert.
**** Nach derderzeitigenStudienordnung
sind im Studium der Byzantistik und
Neogräzistik als erste Studienrichtung ins-
gesamt 66 Wochenstunden an Fachausbil-
dung zu absolvieren; hinzu kommt eine als
achtstündig geltende Exkursion.
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Die Reformbedürftigkeit unserer Stu-

dien steht schon seit langem außer

Zweifel. Zu lange Studiendauern, hohe

Drop-out Raten, Unzufriedenheit bei

den Studierenden, durch den Lehrbe-

trieb überlastete Hochschullehrer, un-
durchschaubare gesetzliche Studien-

regelungen und schließlich die oft zi-

tierte mangelnde Wettbewerbsfähigkeit

der Absolventinnen österreichischer

Universitäten auf dem internationalen

Arbeitsmarkt bildeten die Eckpfeiler

der Diskussion.

Weniger einig war man sich allerdings

bereits in der Diskussionsphase über

den Weg, der bei einer grundlegenden

Verbesserung der Situation einzuschla-

gen wäre. Waren die einen etwa für

Neustrukturierung des Studiums (Stich-

wort: Baccalaureat), so schien es ande-

ren ausreichend, eine „Entschlackung"

bestehender Studienpläne vorzuneh-

men. Die Diskussion - so wurde versi-

chert - sei in den „Materialien zur Stu-

dienreform" dokumentiert und ermög-

liche so eine „Diskussionsteilnahme".
Auf Kenner dieser Unterlagen mutet

nun das inhaltliche Auseinanderklaf-

fen der „Materialien zur Studienreform"

und des nun vorliegenden Gesetzes-

entwurfes sehr eigentümlich an. Der

Leser des endgültigen Entwurfes ist

mit Ideen konfrontiert, die bislang nicht

- oder zumindest nicht öffentlich - zur

***** Man vergleiche auch meine Ausfüh-
rungen zu diesem Thema in der ÖHZNr. 7/
8, Juli./Aug. 1994, Seite 11.

Univ.-Ass.Mag.Dr. H. Chr. Luschützk y
Institut für Sprachwissenschaften

Universität Wien

Der Ausverkauf der Kulturwissenschaften
Ulrike Felt

Sprache gekommen sind. Dazu kommt,

daß dieses Gesetz auf politischer Ebe-

ne anscheinend nur partiell vom

Wunsch nach einer Verbesserung der

Universitätsstudien getragen, sondern

vor allem - in Anbetracht der allgemei-

nen Budgetkrise - auf eine „Verbilli-

gung" des Universitätsstudiums aus-
gerichtet ist, ohne das heiße Thema der

Studiengebühren antasten zu müssen.

Positiv ist sicherlich zu vermerken, daß

bereits bei einer ersten Lektüre des

UniStG der angenehme Eindruck von

Klarheit entsteht, im Vergleich zu dem

bisher kaum überschaubaren Rege-
lungswald in Sachen Studien. Die Re-

duktion auf Studiengesetz und Stu-

dienpläne und die damit verbundene

Schaffung klarer Kompetenzen ist eine

vielversprechende Verbesserung. Dar-

über hinaus sind einige in diesem Ge-

setzesentwurf verankerte Detaillösun-

gen durchaus begrüßenswert. Dies wäre

etwa die gesetzliche Anpassung der

Betreuungssituation bei Diplomarbei-

ten an die bereits realen Gegebenhei-

ten, i.e. der nicht habilitierte Mittelbau

kann nun die Betreuung und Begut-

achung von Diplomarbeiten eigenstän-

dig übernehmen. Solche Schritte si-

gnalisieren Bereitschaft, einige der
Barrieren im hilflos überhierar-

chisierten österreichischen Unive-

rsitätssystem zu beseitigen und damit
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indirekt der Habilitation (die in ihrer

bestehenden Form international ohne-
hin ein eigenartig anmutendes Relikt

darstellt) weiter an Boden zu nehmen.

Hervorzuheben wären auch positive

Aspekte, wie die Möglichkeit für

Studentinnen, eine gemeinsame Di-

plomarbeit zu verfassen (wobei nicht

klar ist, warum diese Möglichkeit für
Dissertationen nicht expilzit angeführt

wurde), das Recht auf ein individuell

zusammengestelltes Studium (unter

bestimmten Voraussetzungen), die

Vereinfachungen in verschiedenen ad-

ministrativen Abläufen wie im

Prüfungswesen oder der Inskription und

einiges mehr.

Grundsätzlich interessant, in seiner

Umsetzung allerdings mißglückt, ist

das neu eingeführte Konzept des

„Verwendungsprofils". Demnach soll

als Grundlage für jeglichen Studien-

plan ein Profil für die in diesem Be-

reich produzierten Absolventinnen er-

stellt werden, und das unter Anhörung

der Vertreter der Wirtschaft (der Sozi-

alpartner?!) und der Absolventinnen.

Damit könnte eine aktive Schnittstelle

zwischen Universitäten und Arbeits-

markt hergestellt werden und würde in

den einzelnen Studienbereichen für eine

verstärkte Auseinandersetzung mit ge-

sellschaftlichen Bedürfnissen einerseits

und konkreten Anforderungen an

http://Univ.-Ass.Mag.Dr.H.Chr.Lusch�tzky
http://Univ.-Ass.Mag.Dr.H.Chr.Lusch�tzky
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AbsolventInnen andererseits bedeuten.

Die Problematik besteht nun darin, daß

in diesem Entwurf keinerlei Differen-

zierung zwischen den verschiedenen

Studienbereichen vorgenommen wird.

Während es sicherlich einige Studien-

richtungen gibt (ich nehme an, daß hier

zum Teil Ingenieur- Lind Naturwissen-

schaften Modell gestanden sind), in

denen es sinnhaft ist, ein solches Profil

zu erarbeiten und Studienpläne zum

Teil danach zu gestalten, so stellt diese

Idee in breiten Studienbereichen eher

eine Gefahr als einen Nutzen dar. Ge-

rade in Bereichen, die in diesem Geset-

zesentwurf unter dem Begriff „Kultur-

wissenschaften" subsumiert werden

(aber auch in zahlreichen anderen Stu-

dien), ist schon lange nicht mehr der

sehr eng ausgebildete Spezialist ge-

fragt, sondern eher vielseitig ausgebil-

dete AbsolventInnen mit breiten Ein-

satzmöglichkeiten.

Bedenklich scheint mir aber vor allein,

daß hinter diesem Konzept und der

Undifferenziertheit seiner Umsetzung

ein nur mehr sehr eingeschränkter

Bildungs(und wohl auch Wissen-

schafts-)begriff steht. Ohne diesen

Schwenk auf politischer Ebene offen

zur Diskussion zu stellen, werden hier
sozusagen „Durch die Hintertüre" an

den Aufgabenstellungen der Universi-

täten massive Veränderungen vorge-

nommen. Die Universitäten haben sich

immer als Orte verstanden, an denen

ein breites Grundlagenwissen vermit-

telt wird (eine Berufsvorbildung), wo-

bei es unsinnig, ja sogar kontraproduk-

tiv scheint die Auswahl der Inhalte

hauptsächlich von momentanen Markt-

bedürfnissen abhängig zu machen.

Die „Kulturwissenschaften" sind aber

nicht nur durch die Einführung des

Verwendungsprofils besonders betrof-

fen. Ganz allgemein scheint das Spar-

programm diesen Bereich überpropor-

tional zu treffen, was ich auch als

wissenschafts-undbildungspolitisches

Bekenntnis interpretieren möchte. In

den Erläuterungen zu diesem Geset-

zesentwurf wird ein Mehr an Ausga-

ben von 82 Millionen Einsparungen

von 124 Millionen gegenübergestellt.

Liest man nun die Aufstellung etwas
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sorgfältiger, so ist ersichtlich, daß etwa

50 Millionen auf Grund der Studienzeit-

verkürzung eingespart werden, was

wiederum fast ausschließlich die

„Kulturwissenschaften" trifft. Diese

Einsparungen kommen zum Großteil

durch eine Kürzung der Stipendien-

dauer zustande und stammen keines-

wegs aus wirklichen strukturellen Ver-

besserungen.

Die in diesem Bereich unbedingt not-

wendigen Reformen können sicherlich

nicht mit einer Neuetikettierung

„Kulturwissenschaften" gelöst werden.

Insbesondere dann nicht, wenn man

diesen Studien gleichzeitig mit einer

dramatischen Studienzeitverkürzung

und einer Aufhebung der Kombi-

nationspflichtauch nicht auf Ebene der

irrhaltlichenGestaltungsmöglichkeiten

an den Leib rückt. Wie ist dies mit dem

immer lauter werdenden Ruf nach Aus-
landserfahrung in anderen kulturellen

Kontexten vereinbar? Wie i st diese Än-

derung mit dein Wunsch nach interdis-

ziplinärem Arbeiten verträglich? Wird

hier nicht jeglicher studentische

Wunsch nach einer etwas breiteren Aus-

bildung im Keim erstickt? Wie werden.

unsere kulturwissenschaftlichen Stu-

dien im Ausland aner=kannt werden?

Zeit ist ja bekanntlich Geld. Also bil-

den wir unsere „Kulturwissen-

schaftlerInnen" jetzt in nur drei Jahren

zu „vollwertigen" AkademikerInnen

aus. Selbst wenn wir die inhaltlichen

Argumente kurz beiseite lassen, zeigt

sich sehr schnell, daß sich die

Betreuungssituation (und das ist in die-

sen Studien der sensible Punkt) durch-

aus nicht verbessern, sondern drama-

tisch verschlechtern werden. Es sollen

ja im gleichen Zeitraum beinahe 100%

mehr Diplomarbeiten abgeschlossen
werden, und das von einer sicherlich

nicht wachsenden Zahl von

Universitätslehrern - aber v ielleicht sind

wir aufgefordert, auch hier qualitative

Abstriche zu machen.

90 Stunden und vielleicht sogar weni-

ger - und der Magister philosophiae

winkt. Von der „Philosophie", der Re-

flexion über den eigenen wissenschaft-

lichen Bereich, wird wohl in den
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stundenmäßig sehr knapp gehaltenen

Studienplänen nur mehr im akademi-

schen Grad eine Spur zu finden sein.

Daß Studieren - vor allem in den Fä-

chern, die hier unter Kultur- und zum

Teil unter Sozialwissenschaften zusarn-

mengefaßt werden - nicht reit den:

Absitzen von einigen Stunden und dem

Ablegen einer bestimmten Anzahl von

Prüfungen abgetan ist, scheint den

Verfassern dieses Entwurfes nicht klar

zu sein, daß hier für eine sinnvolle und

qualitativ hochwertige Ausbildung an-

dere Formen des Lernens und Erfah-

rung Sammelns notwendig sind als etwa

in naturwissenschaftlich/technischen

Fächern, ist hier nicht berücksichtigt

worden.

insbesondere ist die Abschaffung der

Kombinationspflicht und damit auch

der Fächerkombinationen in diesen

Bereichen unverständlich. Dies war

eine Möglichkeit für interessierte

StudentInnen, mehr als nur einen sehr

schmalen Fachbereich kennenzulernen

und sich so ein breites interdisziplinä-

res Wissen anzueignen. Vor allein auch

in Hinblick auf die Vielfalt der späte-

ren Berufsmöglichkeiten war dies eine

sehr gute Voraussetzung. Darüber hin-

aus war- es möglich, mehrere Studien

parallel kennenzulernen und so auch

noch später ohne allzu große Verluste

einen Wechsel der- Studienrichtungen

vornehmen zu können.

Osterreich wird nach dieser Reform

der „kulturwissenschaftlichen" Studi-

en sicherlich beispielhaft sein. Nirgend-,

wo in Europa wird man einen Magister

(!) in kürzerer Zeit und mit weniger

Aufwand bekommen können. Endlich

haben wir in Osterreich einen Bereich

gefunden, in dem wir EU-weit sicher-

lich das billigste Produkt auf dem Markt

anbieten können.

Univ.-Ass.Dr. U. Fel t
Institut für Wissenschaftstheorie und

Wissenschaftsforschung

Universität Wien
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Die „Juristenkommission" * der BUKO

hat sich schon vor längerer Zeit mit

eitnerReform des Studiums der Rechts-

wissenschaften auseinandergesetzt

(vgl. dazu BUKO-Info 3/91) und die

Ergebnisse im BUKO-Info 2/93 publi-

ziert und nach einem weiteren Diskus-

sionsprozeß im März 1994 im Rahmen

einer Pressekonferenz präsentiert.

Es liegt daher nahe, den nunmehr in

Begutachtung befindlichen Entwurf ei-

nes Bundesgesetzes über Studien an

Universitäten (UniStG) mit den Re-

formvorschlägen der BUKO-"Juristen-

konunission" zu vergleichen:

- Einer der zentralen Punkte der ge-
planten Studien-eforrn bezieht sich auf

die Studienplangestaltung, bei der ge-

nerell die Voraberstellung eines

Verwendungsprofiles sowie ein

Begutachtungsverfahren vorgesehen

sind, was sicherlich zur Verbesserung

der geforderten Zielorientiertheit der

Studien beitragen kann. Unsystema-
tisch erscheint aber die Reihenfolge

der Regelungen: Im Verfahren zur Er-

lassung eines Studienplanes ist die Er-

arbeitung eines Verwendungsprofiles

(§ 4 UniStG) notwendigerweise der

erste Schritt, doch sollte zuerst das Ziel

(Studienplan) und dann das Mittel

(Verwendungsprofil) genannt werden.
Die vorgeschlagene nniltiple Erstel-

hrng von Verwendungsprofilen für die-

selbe Studienrichtung auf der jeweili-

gen lokalen Ebene entspricht nicht ge-

rade dem Sparsamkeitsprinzip, wer-

den die kumulativ anfallenden Kosten

berücksichtigt. Auch das Argument der

unterschiedlichen lokalen Bedürfnisse

scheint, gemessen an der Größe der

österreichischen Hochschullandschaft

und des gesamten österreichischen

Bundesgebietes, nicht den Postulaten

von Mobilität und Flexibilität zu ent-

sprechen.

Es sei denn, das Motto „Chacun ä son

goüt" findet nachhaltigen Eingang. Die

Mindestüberprüfungsfrist der

Verwendungsprofile von zehn Jahren
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scheint außerdem zu lang.
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Was die angepeilte Deregulierung be-

trifft, so ist im Verfahren zur Erlassung

des Studienplanes bei Einrichtung ei-

nes Studiums an mehreren Universitä-

ten (§ 6 UniStG) besser von einer Ver-

lagerung der Normerzeugung zu spre-

chen: Es ergeben sich nämlich neben

der Gesetzesebene wiederum zwei

Verordnungsebenen, die der Gesamt-

studien- und jene der lokalen Studien-

kommission, was zahlenmäßig dem

bisherigen Status entspricht (§§ 15 und

17 AHStG). Die stärkere Strukturie-

rung der Vorgangsweise bezüglich der
Studienpläne soll allerdings die
Entscheidungsmechanismen transpa-

renter machen und zu größerer Verant-

wortlichkeit führen. Erkennbar schei-

nen aber auch eine gewisse Verfahrens-

inkonsistenz und mangelnder Rechts-

schutz: Sind die beschlossenen lokalen

Studienpläne dem Bundesminister zur
„Nichtuntersagung" vorzulegen (§ 6

Abs 6 UniStG), so ist für die Verord-

nung der Gesamtstudienkommission,

die immerhin die Anzahl und Dauer

der Studienabschnitte, die Anzahl und

den stundenmäßigen Mindestumfang

der Kernfächer festzulegen hat, keine

Kontrolle eines anderen Organs vorge-
sehen. Wie die Rechtmäßigkeit der

Einhaltung der gesetzlichen Vorgaben

wie Gesanntstudiendauer und zulässi-

ge Gesamtstundenzahl kontrolliert

wird, bzw. wie die von den lokalen

Studienko2nmissionen vorgelegten

Verwendungsprofile und daraus abge-

leitete Vorschläge berücksichtigt wer-

den, ist ebenfalls offen. Lediglich bei

Untätigkeit des zuständigen gesamt-

österreichischen Kollegialorganes geht

die Verordnungskompetenz auf den

Bundesminister über (§ 6 Abs 4

UniStG). Auf lokaler Ebene erfolgt

hingegen neben dem Begutachtungs-

verfahren unter Mitwirkung von Be-

rufs- und Interessenverbänden sowie

Absolventen eine abschließende Prü-

fung durch Vorlage beim zuständigen

tudienrefor

Bundesminister. Bei diesem liegen auch

nach wie vor die Kompetenzen hin-

sichtlich der grundsätzlichen Entschei-

dung über das Studienangebot. Durch

§ 3 Abs 1 UniStG wird er ermächtigt,

auf dem Verordnungswege Diplom-

and Doktoratsstudien an einzelnen

Universitäten einzurichten, und ver-

pflichtet, vorweg bestimmte Informa-

tionen zu erheben sowie Betroffene

und Interessierte zu hören. So unter-

liegt der Bundesminister bei der

Verordnungsgebung gesetzlich veran-

kerten verfahrensrechtlichen Bindun-

gen und trägt auch die hochschulpoliti-

sche Verantwortung bezüglich des

gesamtösterreichischen Studienan-
gebotes, wobei aber (bernerkenswerter-

weise nicht reformkonform) weder ein

Antrags- noch Ernpfehlungsrecht von

seiten der einzelnen Universitäten vor-

gesehen ist.

Die entworfenen rahmengesetzlichen

Regelungen und der monierte Vorbe-
halt der näheren Konkretisierung des

JUS-Studiums durch Studienpläne an

den einzelnen rechtswissenschaftlichen

Fakultäten entsprechen durchaus den

BUKO-Forderungen. Auch die BUKO-

JUS-Kommission hat ihren ersten kon-

kreten Entwurf eines JUS-Studien-

modells ebenfalls einer außer-
universitären Meinungsbildung zuge-
führt. Auf Grund der Erfahrungen ist

die Einbindung von externen Experten

und die Berücksichtigung und Anhö-

rung von regionalen und zentralen Be-

rufs- und Interessenvertretungen bei

der Erstellung des Studienplanes -

allerdings auf gesamtösterreichischer

Ebene unter Einbindung einschlägiger

Institutionen in den Bundesländern -

empfehlenswert.

Das Reformziel der Dezentralisierung

bringt einerseits erhöhte Gestaltungs-

möglichkeiten für die lokalen Studien-

kommissionen, führt aber andererseits

zu massiv erhöhten Kosten und Unsi-

cherheiten im Anrechnungsbereich und

zur mangelnden Vergleichbarkeit von
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Studien derselben Studienrichtung.

Dieses Problem scheint im Entwurf

nicht ausreichend gelöst.

- Generell sollen Diplomstudien nach

wie vor auf die wissenschaftliche bzw.

wissenschaftlich-künstlerische Berufs-

vorbildung abzielen (§ 31 Abs 1

UniStG). Für ein neues JUS-Studien-

modell wird angeregt, die theoretische

Kenntnisvermittlung durch die Absol-

vierung einer Schnupperpraxis („Ge-

richts- oder Verwaltungshörer") zu er-

gänzen. Diesem Anliegen kommen die

im Gesetzesentwurf vorgesehenen

großzügigeren Anrechnungsmöglich-

keiten auch von außeruniversitären

Tätigkeiten entgegen (§ 61 Abs 3

UniStG unter dem Titel Anerkennung

von Prüfungen).

- Um die Gestaltungsmöglichkeiten von
Studien zu erleichtern, sollen nunmehr

je nach Bedarf Diplomstudien in zwei

oder drei Studienabschnitte gegliedert

werden können (§ 31 Abs 2 UniStG),

wobei einem Einführungs- und

Grundlagenabschnitt eine oder zwei

Vertiefungsphasen folgen können. Der

explizit formulierten Aufgabenstellung

kommt auch das BUKO-JUS-Modell

nach, in dem nach einem Einführungs-

semester ein judiziellerund staatsrecht-

licher Abschnitt mit einem abschlie-

ßenden Vertiefungssemester vorgese-

hen sind. Die in der Anlage (Pkt 2.6.6)

zum Gesetzesentwurf aufgenommene

gesetzliche Vorgabe der Diplom-
studiendauer von acht Semestern ent-

spricht ebenfalls den Vorstellungen der

JUS-Kommission.

- Sollte aus der Abfolge der Nennung

von Lehrveranstaltungstypen gemäß §

41 Abs 1 UniStG eine Empfehlung der

Redaktoren des Gesetzesentwurfes

zugunsten von didaktisch wertvolleren

Unterrichtsarten entnommen werden

können, würde dies ebenfalls Intentio-

nen der BUKO-JUS-Kommission ent-

sprechen, da damit das Ziel des

Jusstudiums, zum selbständigen juri-

stischen Denken auf Grundlage eines

soliden Basiswissens zu führen, leich-

ter angesteuert werden kann. Es ist

allerdings bedauerlicherweise zu ver-

muten, daß der Verzicht auf genauere
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Typisierung, wie dies in den Erläute-

rungen allzu lapidar festgehalten wird,

auf diesem Wege nicht wirklich zu

Änderungen in der universitären Lehre

führen wird.
Die zu Studienbeginn angesetzte ver-

pflichtende Information für die zuge-

lassenen Studenten und die Einrich-

tung von Orientierungslehrveran-

staltungen über studienrechtliche Be-

stimmungen, Studienplan, Verwen-

dungsprofil und sonstige spezielle

Erstsemestrigen- Lehrveranstaltungen

(§ 19 UniStG), wurden voil der JUS-

Kommission ebenfalls diskutiert. Die

Festlegung der Freien Wahlfächer mit

20 Wochenstunden entspricht sogar

einer ziffernmäßigen Übereinstim-

mung mit dem JUS-Modell.

Aus gegebenem Anlaß soll aus Sicht

der Autorin aber noch zu einigen wei-

teren Punkten des in Begutachtung

befindlichen Studiengesetzentwurfes

Stellung bezogen werden:

- Was die Prüfungsproblematik, die

Beschränkungen der Prüfungs-

wiederholungen und den nunmehr vor-

gesehenen Rechtsschutz betrifft, so hat
die BUKO schon anläßlich einer No-

velle des AHStG im Jahre 1992 die

Limitierung der Prüfungswieder-

holungen mit der drakonischen Konse-

quenz des Studienausschlusses abge-

lehnt, da darin kein geeignetes hoch-

schulpolitisches Steuerungsinstrument

zu sehen ist, um beispielsweise die so

heftig kritisierten Drop-out-Raten und

übermäßigen Studienlängen zu vermei-

den. Allgemein kann wohl von der

grundsätzlichen Ernsthaftigkeit von

Studierenden beim Betreiben ihres Stu-

diums ausgegangen werden, wobei die

im Studienverlauf anstehenden Prüfun-

gen immer wieder Streßsituationen dar-

stellen. Es kann daher nicht zulässig

sein, Studierenden eine generelle

Mißbrauchsabsicht der Dienst-

leistungseinrichtung Universität unter-

stellen zu wollen. Der nunmehr vorge-

schlagene Rechtsschutzmechanismus

ist von einer derartigen Komplexität

und problematischen rechtlichen Ge-

staltung (z.B. Tonbandaufzeichnungen

als Beweismittel), daß der damit ver-

bundene Aufwand in keinem Verhält-
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nis zum prognostizierten Erfolg steht.

-Eine überschlagsmäßige Betrachtung

der Kostenseite dieser geplanten Re-

form des Studiengesetzes zeigt, daß

beim wissenschaftlichen Lehrpersonal

und bei den Studierenden gespart wird,

dafür aber bedeutende Mittel in das

Verwaltungspersonal investiert werden

sollen: Minderausgaben möchte man

durch Verkürzung der Studiendauer

und Abschaffung der Kombinations-

pflicht im geisteswissenschaftlichen

Studienbereich, durch Reduktion der

prüfungspflichtigen Stunden, bei

Studienbeihilfen und Stipendien errei-

chen. Im Gegenzug ist aber beträcht-

lich mehr Verwaltungspersonal zur

Umsetzung der geplanten Studienre-

form notwendig. Hochschulpolitisch

ist diese Reformlinie nach Meinung

der Autorin äußerst bedenklich und

läuft allen Appellen nach Gesetz-

esderegulierung, Verminderung der

Verwaltung und Reduzierung der

Gesetzesflut zuwider. In diesem Sinne

könnte auch die geltende Rechtsstruktur

reformiert werden, da die vorgeschla-

genen Maßnahmen in Summe nicht

wirklich zu überzeugen vermögen. Ver-
kürzt dargestellt bedeutet die beabsich-

tigte Studienreform nämlich: „Spare in

der Lehre, so hat die Uni Verwaltungs-

personal".

Univ.-Ass.MagDr. A. Legat
Institut für Österr. Rechtsgeschichte

Universität Graz.

Herrn Ass.-Prof.Dr. Armin Stolz
(Vor- s.d.Juristenkommission der BUKO)
danke ich herzlich für die kritische Durch-
sicht des Artikels.
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Wolfgang Weigel

Diese Bemerkungen beziehen sich auf

eine erste Abschätzung der Auswir-

kungen des Entwurfs eines "Bundes-

gesetzes über die Studien an Universi-

täten" auf den Studienbetrieb an den

Sozial- und Wirtschaftswissenschaft-

lichen Fakultäten. Auf die Gesamtkon-

zeption des Gesetzes wird im Rahmen

dieses fachspezifischen Streifzuges nur

am Rande eingegangen.

Hinsichtlich der vorgesehenen Studien-

richtungen ergeben sich keine uner-

warteten Neuerungen. Es fällt aller-

dings auf, daß das Studium der

Wirtschaftspädagogik nunmehr unter

den Lehramtsstudien aufscheint, wie-

wohl es zu demselben akademischen

Abschluß führen soll, wie die anderen

einschlägigen Studienrichtungen. Die

Studiendauer von acht Semestern wird

generell beibehalten. Der Umfang der

vorgeschriebenen Gesamtstunden sinkt

aber um rund zwanzig Prozent. Was

allerdings gerade im Hinblick auf die
Dynamik in der Entwicklung der Sozi-

al- und Wirtschaftswissenschaften als

Mangel des Entwurfes zu sehen ist, das

ist die völlig unflexible Festschreibung

der Studienrichtungen. Es sollte doch

wenigstens eine Generalklausel über

die Bedingungen für die Einführung

von "Studienversuchen" aufgenommen

werden.

Das Doktoratstudium wird auf vier

Semester verlängert. Das ist insofern

nicht unangebracht, als die Verferti-

gung einer Dissertation im allgemei-

nen wesentlich mehr Zeit in Anspruch

nimmt als die der derzeit noch gelten-

den Mindeststudiendauer.

Die Unterscheidung von Kernfächern,

Schwerpunktfächern und freien Wahl-

fächern ist an und für sich keine abwe-

gige Idee; bei einer entsprechenden

praktischen Umsetzung werden den

Studierenden damit hoffentlich größe-

re Kombinationsmöglichkeiten und

differenziertere Spezialisierungen er-

öffnet als bisher. Auch die fachspezifi-
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sehe Personalausstattung in Verbin-

dung mit den unterschiedlichen

Forschungsschwerpunkten an den ver-

schiedenen universitären Standorten

kann damit besser zur Geltung gebracht

werden.

Schwierigkeiten könnte allerdings die

Unterscheidung von Kernfächern und

Schwerpunktfächern gerade in den viel-

fach "multiparadigmatischen" Gesell-

schaftswissenschaften bei der Erstel-

lung des gemeinsamen Standard-

studienplanes der Universitäten berei-

ten.

Nicht ganz unproblematisch erscheint

- vor dem Hintergrund der bisherigen

Erfahrungen mit den von der Wirt-

schaft immer wieder vorgetragenen An-

forderungsprofilen an Absolventen -

die Ausrichtung der Studienpläne an

den Erfordernissen des Arbeitsmark-

tes. Etwas überspitzt formuliert wer-

den nämlich gerade von Arbeitgeber-
seite immer wieder mehr Fertigkeiten

und persönlichkeitsbildende Unterwei-

sungen als wissenschaftliche Kennt-

nisse forciert. Die Vermittlung von

Fertigkeiten, wie beispielsweise die Be-

herrschung von Fremdsprachen, kann

aber nicht als originäre Aufgabe der
Universitäten angesehen werden. Die

vorgesehene Einflußnahme seitens be-

ruflicherInteressenvertretungen auf die

Studienpläne ist aber nicht nur aus die-

ser Perspektive geeignet, eine gewisse

Skepsis hervorzurufen. Man fragt sich

nämlich, wozu das UOG '93 einen

Universitätsbeirat vorsieht, wenn jetzt

noch weitere Einflußmöglichkeiten ze-

mentiert werden sollen. Dies gilt umso

mehr, als der Gesetzesentwurf bei-

spielsweise keinen gesonderten Hin-

weis auf die Heranbildung des "wis-

senschaftlichen Nachwuchses" enthält.

Außerdem könnte man in der bedarfs-
orientierten Gestaltung von Studien

insofern sogar eine gewissen konzep-

tionellen inneren Widerspruch sehen,

als ja die gleichzeitige Eröffnung von
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größeren Kombinationsmöglichkeiten

- sollte sie tatsächlich erfolgen - eine

individuelle Förderung der Begabun-

gen und der Wahrnehmung von Chan-

cen zum Inhalt hat, bei der die Erwar-

tungen der Studierenden im Hinblick

auch auf eine innovative Verwertung

der erworbenen Qualifikationen im
Vordergrund stehen. Ob der Arbeits-

markt diesbezüglich aufnahmefähig ist

oder nicht, hängt eben nicht nur von der

Nachfrage, sondem auch vom Ange-

bot ab.

Der administrative Mehraufwand für

die Durchführung der geplanten Vor-

gangsweisen wird im übrigen vom Ge-
setzgeber gewiß unterschätzt. Im Hin-

blick auf die oben erwähnte multi-

paradigmatische Ausrichtung der sozi-

al- und wirtschaftswissenschaftlichen

Studien und die in diesem Zusammen-

hang formulierten Bedenken ist es zum

Beispiel allzu optimistisch, anzuneh-

men, daß interuniversitäre Studien-
kommissionen im Rahmen fallweise

eintägiger Treffen ohne weiteres zu

den erforderlichen einvernehmlichen

Lösungen gelangen, wie dies aus den

entsprechenden Erläuterungen (über

den zu erwartenden finanziellen Auf-

wand) abgelesen werden kann.

Dessenungeachtet läßt sich jedenfalls

zusammenfassend feststellen, daß die

sozial- und wirtschaftswissenschaftli-

chen Studien mit dem vorliegenden

Entwurf in einer Art und Weise be-

dacht werden, die eine praktikable Wei-

terführung der einzelnen Studien-

richtungenprinzipiellnichtbeeinträch-

tigt. Es sind vor allem Teile der allge-

meinen Regelungen, die nicht uner-

hebliche Schwierigkeiten bei der prak-

tischen Umsetzung erwarten lassen.

Unter anderem wird darin - wie schon

so oft - bestimmten organisatorischen

Erfordernissen der großen Universitä-

ten nicht ausreichend Rechnung getra-

gen. Es ist zu hoffen, daß die bevorste-

hende Diskussionsphase, anders als in
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die Gestaltung der eigenen Zukunft

gerne undkompetent in die eigene Ver-

antwortung übernehmen. Sie liegen

auch auf der Linie eines zeitgemäßen

Studienmodells, das davon ausgeht, daß

der Studienerfolg steigt, wenn die

Möglichkeit zur eigenen Mitentschei-
dungüberden Studienverlauf groß ist. "3

Neben diesen Kernstücken bietet das

Gesetz weitere interessante Details,

gerade auch für die Katholisch-Theo-

logischen Studienrichtungen:

- Es gibt ein Recht auf ein „individuel-

les Studium" (§ 32) und zwar in deut-

lich entstaubter Form gegenüber dem

bisherigen „studium irregulare". Da-

mit bietet sich gerade für jene Studie-

renden, die Theologie (außerhalb des

Lehramts) mit einem zweiten Fach

kombinieren möchten, ein gangbarer

Weg an.

- Umstritten wird dieBeurteilungsform

von Prüfungen sein (§ 45 ). Der Geset-
zesvorschlag sieht nur mehr drei Beur-

teilungen vor: „ausgezeichnet bestan-

den", „bestanden", „nicht bestanden".

Ob man damit einer differenzierten

Beurteilung gerecht werden kann, ist

zu diskutieren. Erweitert werden soll

I ngomar Jäger
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Ein Gesetzesentwurf aus dem
BMWFK, an dem man (fast) nichts

herummeckern muß, der einen ausge-

wogenen und vernünftigen Eindruck

macht, gibt es denn so was? Ja, das gibt

es - zumindest aus der Sicht von Tech-

nik und Naturwissenschaft. Ob das dar-

an liegt, daß in den vorbereitenden

Arbeitsgruppen unsere Vertreter ange-

hört und ihre Vorschläge eingearbeitet

wurden? Ich weiß es nicht, es ist ja

auch gar nicht so wahnsinnig wichtig.

Schon der Versuch, einen wahren Wust

von Gesetzen, Verordnungen etc. (die

auch der Rechtsschutz der Studieren-

den bei Prüfungen. Weiters wird im

Vorschlag die Gestaltung der Prüfungs-

ordnung (ob Lehrveranstaltungs-

prüfungsmodell, Fachprüfungsmodell,

Gesamtprüfungsmodell, Teilnahme-

modell) den Studienkommissionen

zugeteilt.

- Für den Nlittelbau wird eine vielfach

gängige Tätigkeit nachträglich legali-

siert: AssistentInnen mit zweijähriger

Berufserfahrung und absolviertem

Doktorat dürfen Diplomarbeiten be-

gleiten und begutachten (§ 63). Für

Studierende wird eine „Defensio" der

Diplomarbeitverpflichtend eingeführt.

- Zur Diskussion anregen sollten auch

die geplanten Kürzungen der Gesamt-

stundenanzahl der Katholisch - Theo-

logischen Studienrichtungen. So soll

der Stundenumfang der Fachtheologie

(gemessen an der derzeit geltenden

Studienordnung ohne Freifächer) um

19, jener der Kombinierten Religions-

pädagogik um 2 verringert werden. Vor

allem in Kombination mit der Wahl-
möglichkeit von Schwerpunktfächern

und mindestens 20 Stunden freien

Wahlfächern dürfte diese Thematikein

sensibles Problem darstellen.

Liste der außerkraftzusetzenden ist im-

rnerhin 10 Seiten lang!) durch ein ein-

ziges, nicht zu starres Gesetz abzulö-

sen, ist wärmstens zu begrüßen. Und

daß man da und dort noch ein paar

Details ändern könnte, stört den Ge-

samteindruck kaum.

J' Daß die sehr altehrwürdige heilige

Kuh der Immatrikulation und Inskrip-

tion geschlachtet wurde, ist sicher zeit-

gemäß. Daß bei dieser Gelegenheit auch

die fünfstufige Notenskala unter den

Tisch gekehrt wird, ist - wenn auch
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Auch wenn die Grundlinien der Neue-

rungen im wesentlichen zu befürwor-

ten sind, bleiben einige Punkte sehr

wohl diskussions- und veränderungs-

würdig. Vor allem die Verkürzung und

die flexiblere Gestaltung des Studiums

müssen erst mit den kirchlichen Be-

stimmungen ausbalanciert werden. Die

Theologischen Fakultäten sind gut be-

raten, wenn sie sich aus dem Diskussi-

onsprozeß über das UnivStG nicht aus-

klinken und auf ein „Sonderstudien-

recht" hoffen, sondern den Entwurf

diskutieren, Veränderungsvorschläge

einbringen und nach Möglichkeiten der

Realisierung suchen.

1 Die Begutachtungsfi- i.s t läuft his 39.11.95.
Friesl Ch., Die Utopie als Chance. Pcrstorcrl-

rheolog'ische Tand ekllesiolori.sche Ski-=en -ur

fittratio11 der "Garem-theoln;>lnnen" und ihrem

Ort in der Kirche. Wie11 1995

3 ebd.. 117

Mag. Ch. Kargl-Schnabl
Institut für Moraltheologie

Universität Wien
Univ.-Ass.Mag. Ch. Fries l

Institut für Pastoraltheologie und
Ker-ygmatik, Universität Wien

schmerzlich für Streber und

Gerechtigkeitsfanatiker - doch zumin-

dest praxisgerecht. Wer fragt schon im

Berufsleben danach, ob Kollege X die

Prüfung aus "Angewandte Maikäfer-

kunde I" mit gut oder befriedigend

bestanden hat? Seinen Job muß er kön-

nen - sonst ist er weg vom Fenster.

* Daß der "Doktor der montanistischen

Wissenschaften" weg ist, wird sicher

einige Leobner Traditionalisten zum
Aufheulen bewegen - logisch (und

europakonform) ist es jedenfalls. Das
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spezifisch "montanistische" macht ja
nur einen bescheidenen Teil der Akti-
vitäten der MUL aus. Auch der geplan-
te Abschluß des Medizinstudiums mit
einem Magister ist nur systemkonform
- und wird den gelernten Österreicher
sicher nicht daran hindern, auch wei-
terhin "Herr Doktor" zum Arzt zu sa-
gen.

* Daß eine Reihe von scheinbar bana-
len Kleinigkeiten klar und eindeutig
geregelt wurde ist keinerlei Wider-
spruch zur "Deregulierung", im Ge-
genteil. Zum Beispiel: Diplomarbeiten
sind offiziell als "wissenschaftliche
Arbeiten" klassifiziert. Das wird u.a.
sicher die urheberrechtliche Situation
klären helfen. Darüber hinaus ist end-
lich einmal unmißverständlich klarge-
stellt, wer Diplomarbeiten zu betreuen
und zu begutachten (offiziell) befugt
ist. Der Betreuer einer Dissertation "ist
jedenfalls" zum Begutachter zu bestel-
len - und zwar zum ersten, wie sich aus
dem nächsten Satz des § 64 (3) ergibt.
Und nicht nur gnadenhalber! Warum
steht derselbe Satz eigentlich nicht auch
bei Diplomarbeiten? Und: Begutach-
ter einer wissenschaftlichen Arbeit "ha-
ben dein Prüfungssenat anzugehören".
Selbstverständlich, aber noch immer
nicht überall bekannt. Die lächerliche
und abstruse Sperre wissenschaftlicher
Arbeiten ist ja leider wieder drin - an-
scheinend hat man unter dem Druck
der Industrie und derer, die "industrie-
nahe Forschung" betreiben, wieder
vergessen, daß wissenschaftliche Er-
gebnisse, die an öffentlich finanzierten
Universitäten erarbeitet wurden, gefäl-
ligst auch der Öffentlichkeit zugäng-
lich sein sollten. Und daß Ergebnisse
der Grundlagenforschung (und dafür
sind Universitäten da!) gar nicht ge-
heimgehalten werden brauchen.
Schade!

* Daß ein Mindeststudienerfolg und
eine Höchststudiendauer festgelegt
werden, istpraxisgerecht und ein wahr-
lich bescheidener Schritt in die richtige
Richtung. Und die Verpflichtung zur
Information der Studierenden (§ 19
und § 42 (2)) ist gleichfalls wichtig.
Nur traurig, daß man anscheinend die
angehenden Studierenden nicht dazu
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verpflichten kann, diese Informations-
Veranstaltungen auch zu besuchen -
und die Ratschläge ernstzunehmen!

* Daß Semester solange nicht in den
nächsten Studienabschnitt eingerech-
net werden, solange nicht sämtliche
Prüfungen des vorhergehenden abge-
legt sind, ist ja kein ganz neuer Gedan-
ke. Bleibt nur zu hoffen, daß der § 29
(2) jetzt ernst genommen wird, denn
ein fast fertiger Student, dem "nur"
noch die 5. Wiederholung der Mathe-
matik I fehlt, ist keine erfreuliche Si-
tuation. Auch nicht für die Prüfer!

* Daß es nicht so ganz einfach sein
dürfte, die regionale und überregionale
Nachfrage nach einem noch nicht exi-
stierenden Studium zu erheben, mag
sich der dann amtierende Bundesmini-
ster überlegen, und ob man das
Verwendungsprofil längstens alle zehn
oder alle sonstwas Jahre evaluieren
muß, wird die Praxis zeigen. No
problem, zumindest für Technik und
Naturwissenschaft.

Ein wirklicher "Hammer" könnte das
Studiengesetz freilich für die Geistes-
wissenschaften-jetzt vornehm Kultur-
wissenschaften genannt - werden. Da
wird die Erarbeitung eines Verwen-
dungsprofils ganz schöne Probleme
aufwerfen. Vielleicht gibt es eine klei-
ne Ernüchterung, wenn dann endlich
amtlich festgestellt wird, daß Absol-
venten dieser oder jener Studien-
richtung außerhalb der Universität ab-
solut keine "Verwendung" (häßliches
Wort!) finden - was ja zu dem bekann-
ten Übelstand führt, daß so mache koch-
qualifizierte Fachleute auf halben VA-
Stellen niedrige Dienste tun, bloß um
nicht arbeitslos zu sein! Vielleicht kann
eine "amtliche" Erhebung der Tatsa-
che, daß bei diesem oder jenem Mode-
studium jährlich in ganz Österreich nur
zwanzig Absolventen gebraucht wer-
den, aber vierhundert Studenten neu
beginnen, eine Handvoll von Beginnerv
in andere, berufsträchtigere Studien-
richtungen ableiten. Aber davon kann
man wohl nur träumen.

EINE massive Kritik ist freilich an
dem Entwurf anzubringen. Da nämlich
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manche geistes- pardon - kultur-
wissenschaftlichen Studienrichtungen
tatsächlich kaum Absolventen für die
moderne heilige Kuh, nämlich die Wirt-
schaft, "produzieren", sondern im we-
sentlichen akademischen Nachwuchs,
also sozusagen "Selbstregeneration",
liegt natürlich die Versuchung nahe,
solche "Orchideenfächer" nicht nur aus-
zuhungern (das geschieht ohnehin
schon), sondern einfach einzustellen.
Und das wäre dumm, sehr dumm so-
gar. Denn dann wäre ein ganzer Zweig
des Wissens nahezu unwiederbring-
lich verloren. Denn: einen Wissen-
schaftszweig (=Studienrichtung) aus
dem Nichts wiederaufzubauen, ist
schwierig und teuer. Und niemand kann
wissen, was wir in Zukunft noch alles
brauchen werden! Ganz davon abgese-
hen, daß Technik und Naturwissen-
schaft den Menschen anscheinend doch
nicht so GANZ glücklich machen kann.
Schwarzseherei? Unnötige Kassandra-
rufe? Nicht doch! In § 2 des Entwurfes
sind zwar die Studien abschließend auf-
gezählt, die eingerichtet werden KON-
NEN - wodurch die Einrichtung eines
neuen Studiums erst wieder einer Ge-
setzesnovelle bedarf, wie sinnvoll! -
aber § 3 hindert den Bundesminister
absolut NICHT, ein bestimmtes Studi-
um an ALLEN "jeweiligen Universitä-
ten" aufzulassen. Nicht daß ich BM Dr.
Scholten irgendwelche böse Absich-
ten unterstelle, ganz im Gegenteil, aber
da gibt es ja noch die "politische Op-
portunität" die "im Koalitionsab-
kommen festgeschriebenen Wünsche
des Regierungspartners" usw. UOG '93
- Geschädigte wissen ein Lied davon
zu singen. Und: G'spart muß werden,
ganz wurscht was 's kost'!"

NEIN! § 2 gehört umformuliert: die
Diplom- und Doktoratsstudien, die an
mindestens EINER Universität EIN-
ZURICHTEN SIND, sind in den Anla-
gen AUFGEZÄHLT.

UNTER den heutigen Standard gehen
wir nicht, zumindest nicht ohne Geset-
zesnovelle! Die Einrichtung NEUER
Studien hingegen kann ruhig leicht per
Verordnung gehen - wer weiß, was-die
Zukunft bringt.
Freilich muß man sich über eines im
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klaren sein: auch der vorliegende Ent-

wurf eines Studiengesetzes löst für sich

NICHT EIN EINZIGES DRINGEN-

DES PROBLEM. Weder hindert er

Studenten daran, sich in Scharen auf

irgendein Modestudium zu stürzen und

damit hohe Drop-Out-Quoten zu er-

zeugen, noch entlastet er Universitäts-

lehrer von teilweise geradezu absurden

Studentenzahlen, noch verkürzt er die

realen Studienzeiten. Wie denn auch?

Das Problem der überlaufenden Mode-

studien ist in einem freien, demokrati-

schen Staat mit freiem Universitätszu-

gang überhaupt unlösbar, denn: Wie

sollte man (mit demokratischen Mit-

teln!) Absolventen Höherer Schulen

daran hindern, das Fach ihrer Wahl zu

studieren, auch wenn das zu einem
Massenandrang führt und die Berufs-

aussichten gleich Null sind? Überhaupt,

wenn man bedenkt, daß AHS-Absol-

venten mangels beruflicher Aussich-

ten ja nahezu GEZWUNGEN sind, ir-

gendwas zu studieren? Auch das Pro-

blem der überlasteten Universitäts-

lehrer ist primär kein Studienproblem,

sondern ein finanzielles. Wenn der

Gesetzgeber den freien Universitäts-

Reinhard Folk

Das neu vorgeschlagene Bundesgesetz

über Studien an Universitäten (UniStG)

hat sich das löbliche Ziel der Vereinfa-

chung, verschiedentlich der Verbes-

serung gesetzt. Allerdings habe ich

generell den Eindruck, daß das, was

man auf einer Seite dereguliert, auf der

anderen Seite durch unnötige

Formalisierung kompliziert. Das führt

zu neuen administrativen Belastungen

der Universitätsangehörigen.

Verwendungsprofil §4, §5:

Ich sehe in der Erstellung von

Verwendungsprofilen eine typische
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zugang wünscht (und ich finde das sehr

erfreulich!), dann muß er auch dafür

sorgen, daß das nötige Personal vor-

handen ist, um dieses politische Ziel zu

realisieren.

Das soll keine Kritik am vorliegenden

Entwurf sein, sondern nur betonen, daß

auch ein an sich gelungenes Studien-

gesetz ALLEIN kein Grund ist, sich im

Ministerium zurückzulehnen und zu

meinen, jetzt wäre schon alles getan!

Nur in einem Punkt - das ist wahr - liegt

der Balljetzt bei den Universitäten. Ein

Gesetz ist immer nur ein Skelett. die

Universitäten, präziser gesagt, die

UNIVERSITÄTSLEHRER müssen es

jetzt mit Fleisch umhüllen, eine Haut

darüberspannen und schließlich dem

Ganzen Geist einhauchen. Wahrlich

ein Schöpfungsakt! Und da bin ich
wirklich sehr neugierig. Kein Gesetz,

keine Kommission, kein Studiendekan

oder sonstiges Organ kann gewisse

Universitätslehrer dazu zwingen, etwa

noch vorhandene Reste von Partikula-

rismus und Schrebergartenmentalität

aufzugeben und den INHALT ihrer

Lehrveranstaltungen sinnvoll aufein-
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Alibihandlung von Bürokraten. Was

soll damit erreicht werden? Natürlich

eine verbesserte Berufsaussicht für Ab-

solventen. Ja, auch ich stelle in mei-

nem Fach (Physik) fest, daß die

Jobsuche beim Absolventen zu einer

Ernüchterung führt, wenn das

Tätigkeitsprofil der angebotenen

Stellen mit dem auf das Erbringen ei-

ner wissenschaftlichen Arbeit (Di-

plom- oder Doktorarbeit) ausgerichte-

ten Studium, verglichen wird. Meist ist

die angebotene Stelle nur wenig mit

der wissenschaftlichen Forschung ver-

bunden, die der Absolvent an seinem

Universitätsinstitut kennengelernt hat.

Das ist aber eher ein (schon oft beklag-

Un!StG-Nawi

ander abzustimmen - wozu gibt es

schließlich die Lehrfreiheit! Dabei wäre

das so ziemlich das einzige, was sie zur

Verkürzung der realen Studienzeiten

angesichts der Wissensexplosion bei-

tragen könnten (Studenten zum schnel-

leren Studieren zu zwingen, geht halt

nicht gut). Oder sich gar die Mühe zu

machen, auf VERSTÄNDNIS zu prü-

fen, statt viel bequemer das gedanken-

lose Auswendig-Können von Formeln,

Zahlen etc. abzufragen (was ürigens in

vielen Fällen einfach durch die Anzahl

zu betreuender Studenten unmöglich

gemacht wird und womöglich die Stu-

diendauer gar nicht verkürzte!). Auf
das "böse Ministerium" kann sich jetzt

niemand mehr ausreden.

Ich wünsche uns allen einen erfolgrei-

chen Start ins 3. Jahrtausend!

Univ.-Doz. DiplAng.Dr. 1. Jäge r
Institut für Metallphysik

Montanuniversität Leoben

tes) Defizit der industriellen Land-

schaft in Österreich als ein Mangel des

Universitätsstudiums.

Ferner hat der Absolvent durch die

Abfassung einer wissenschaftlichen

Arbeit eine Fähigkeit bewiesen, die

mehr zu schätzen ist als jede

spezifischere Ausrichtung auf ein vor-

handenes und vielleicht strukturell ver-

altetes Berufsbild. Gute Physiker kön-

nen durchaus in den unterschiedlich-

sten Berufen, die keinen mathematisch-

physikalischen Hintergrund haben tä-

tig sein. So gesehen macht es keinen

Sinn, ein Verwendungsprofil zu erstel-

len, das Berufs- und Interessens-
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Roland Albert

Keine Frage - mit dem vorliegenden
Entwurf zu einer Neugestaltung der
Gesetzeslandschaft zum Komplex der
universitären Lehre durch ein einheit-
liches ,. Bundesgesetz über Studien an
den Universitäten - „UniSIG" prasseln
eine Reihe von harten Nüssen auf un-
sere Schreibtische, kaum datß wir von
der schweren Kost des UOG 93 eini-
germaßen genesen sind! Die Hauptan-
satzpunkte der Reform enthalten zwei-
felsohne viel positives Potential (gerne-
relle Vereinfachung derRechtsstruktur,
bessere ;, Lesbarkeit" und damit effizi-
entere Unisetzung, klare Zielvor-
gaben des Studiums unter Berücksich-
tigung von Erfahrungen aus der Be-
rufspraxis, Konzentrierung der
Verantwortung auf die Studien-
kommissionen unter besonderer Be-
dachtnahmeeiner österreichweiten Ko-
ordinierung, Verbesserung und Ver-
einfachung diverser administrativer
Abläufe wie z.B. Insla- iption, Prüfungs-
wesen, bessere Information zu Beginn
des Studiums. Orientierungs-Veran-
staltungen, Tutorien, Stichwort . Ein-
fiihrtingsphase", etc.). Dagegen sprin-
genGefahren, die zu einerVerflachung
der Studien insgesamt führen könnten,
zunächst weniger deutlich ins Auge,
lassen sich aber - wie zu zeigen sein
wird - doch an mehreren Stellen un-
schwer aufspüren. Die in1 folgenden
gegebenen Denkanstöße fü_r die unmit-
telbar bevorstehende Diskussion zur
Begutachtung konzentrieren sich um
Punkte, die möglicherweise auf natur-
wissenschaftliche Ausbildungsgänge
im besonderem Maße rückwirken, doch
wird auch zu ganz allgemeinen Aspek-
ten Bezug genommen. Die Meinungs-
bildung innerhalb der NaWi-Fakultät
der Universität ist noch nicht abge-
schlossen, sodaß die folgenden Kom-
rnentare eher als persönliche Ansich-
ten des Referenten zu betrachten sind,
die auf langjähriger Erfahrung im
Umgang mit den Studienplänen „Bio-
logie", insbesondere „Ökologie" ba-
sieren.
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lrn künftigen Ablauf der Studienplan-
erstellung werden Externe (Absol-
ventInnen, Arbeitgeber- und Arbeit-
nehmervertreter, berufliche Inter-
essensvertreter/innen) ja in zwei Pha-
sen zur Unterstützung der Studien-
kommission herangezogen: einmal bei
der Zusammenstellung des
wendungsprofils" und zum anderen im
Rahmen der Begutachtung der fertigen
Studienpläne.
Dahinter stand ja wohl ganz offenkun-
dig die Sorge des Ministeriums und der
Regierung. daß die Inhalte gewisser
Ausbildungsgänge möglicherweise
nicht mehr vo1_I und ganz dem Qualitäts-
und Leistungsprofil entsprechen, das
im modernen Berufslebens an deren
Absolventinnen gerichtet ist - eine
Sorge, die wir als der Gesellschaft ver-
antwortliche U n i ver-s itätsl ehrerj eden-
falls ernst nehmen mässen.
Die Beiziehung von Praktikern wird
nicht immer unsere Arbeit erleichtern,
denkt marn an die Vielzahl der dann von
innen und außen an die Studien-
kommission herangetragenen und als
unverzichtbar eingeforderten Bildungs-
inhalte, die ein konkretes Studium ver-
mitteln sollte! Dennoch sollte die Öff-
nung der Studienkommission nach au-
ßen insgesamt positiv gesehen werden,
ist doch eine gewisse Betriebsblindheit
unvermeidlich -wiejedem von uns aus
ernnüdenden Stuko-Sitzungen nur all-
zu geläufig ist!
Andererseits ergibt sich daraus eine
gewisse Gefahr der Kanalisierung von
Studien in Richtung reiner Berufs-
ausbildungsgänge mit wenig kritisch-
wissenschaftlichem Unterbau. Offen-
bar ist dies der Arbeitsgruppe
„Deregulierung des Studienrechts"
ebenfalls bewußt, da sowohl im Geset-
zestext als auch in den Erläuterungen
mehrfach auf die auch weiterhin selbst-
verständliche Doppelrolle unserer Stu-
dien als wissenschaftliche Berufs-Vom- -
bildung einerseits und praxisorientierte
Berufs-Ausbildung andererseits hin-
gewiesen wird.

RUKO WO

Gerade für Studierngi?:nge an der Alnn~~
Mater, die sich doch primär der Ver-
mittlung der wissenschaftlichen Grund-
l aQen widmen sollten, ergeben sich bei
der anstehenden kritischen Neuorien-
tierungundallfälliger Priorisiertuig der
Lehrfächer entscheidende, wenn nicht
sogar weichenstellende Fragen und Ent-
scheidungen. Sollen wir der Verlok-
kung erliegen, allzuviel an wissen-
schaftlicher Basis über Bord zu werfen
uni mehhr Raumfür unmittelbar im Beruf
verwertbares angewandtes Wissen zu
vermitteln - womöglichin vordergrün-
diger Konkurrenzangst gegenüber
Absolventinnen Angewandter r.Jriiver-
sitäten'? Eine daraus resultierende Ni-
vellierung der Studien an angewandter
und grundlagenwissen-schaftlieb ori-
entiertenUniversitäten ist weder mach-
bar noch sinnvoll: In Hinblick auf eine
effiziente Aufgabenteilung und Koope-
ration der Absolventinnen verschiede-
ner Universitäten bei_ der Bew~iltigu~rg
praktischer Berufsaufgaben erschiene
es wohl besser, der Offentlichkeit und
den Verantwortlichen an der Spitze. des
Staates den Wert von Studien _reit be-
sonderem Schwerpunkt auf der wis-
senschaftlichen Basis wieder etwas
inehr ins Bewußtsein zu rücken - eine
sicher nicht leichte Aufgabe an gesichts
des aktuellen Sparpakets unnd v.a. der
geringen Bereitschaft, (Ire wissenschaft~
liehe Umrahmung unserer Studien nicht

als Luxus einzuschätzen! Eine erfolg-
reiche Gratwanderung zwischen wis-
senschaftlicher Berufsvorbildung und
praktischer Berufsausbildung und wird
wohl nur dann gelingen, wenn wir den
Mut haben, allzu bequeme und liebge-
wordene Ausbildungsschienen auf
Basis langjähriger Institutstraditionen
kritisch zu überdenken (worin. auch
unabhängig von jedem Praxisbezug
eine gewisse Chance liegt!), wenn wir
also auch bereit sind. Ballast abzuwer-
fen und gegen neue, berufsnähere und
gesellschaftsrelevante Inhalte einzutau-
schen, ohne uns gleichzeitig zu stark
auf die angewandte Seite zu schlagen:
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wir werden wohl einen mühsamen Dis-

kussionsprozeß vor uns haben!

In diesem Zusammenhang muß mit

aller Entschiedenheit der Stunden-

reduktion entgegengetreten werden, die

der Entwurf für viele künftige Diplom-

studien - in einigen Fällen bis zu 20%

- plant. Wie eben ausgeführt, werden

wir künftig nicht nur angehalten, mehr

Praxisnähe in unsere Studien einzu-

bauen, sondern es wird darüber hinaus

auch immer notwendiger, neben dem

unerläßlichen Detailwissen auch die

Vernetzung und Synthese des eigenen

Fachwissens mit Nachbardisziplinen

zu vermitteln (Letzteres sollte in den

Beratungen der Studienkommissionen

vehement in den Ausbildungsplan ein-

gefordert werden!). Es ist nun mehr als

fraglich, ob angesichts der zusätzli-

chen Aufgaben die oben genannte Dop-

pelrolle der Studien dann noch auf ei-

ner soliden Basis stehen kann, und es

ist zu befürchten, daß die Absol-

ventInnen unserer- Universitäten den

hohen Anforderungen, die im Berufs-

leben an sie gestellt werden, nicht mehr

optimal gerecht werden.

Positiv zu sehen ist die Kompetenz-
erweiterung der Studienkommission,

insbesondere die Verpflichtung zu

österreichweiter Koordinierung von

Kernfächern als verbindlichen Grund-

stock an unverzichtbaren Lehrinhal-

ten. Dieser „österreichweite Standard"

sichert einerseits wesentliche Grund-

pfeiler des Studiums, andererseits die

Gleichwertigkeit der Studien an ver-

schiedenen Standorten. Vormals sehr
kompakte Wissensgebiete (sehr spür-

bar in der Biologie, sicher auch zutref-

fend für andere Disziplinen) spalten

sich in stark divergierende Zweige bzw.

laufen Gefahr, sich in Details zu verlie-

ren, sodaß eine gemeinsame Wissens-

basis immer schmäler wird. Diesem

Trend könnte eine auf Konsens beru-

hende Definition „harter" Kernfächer

mit bewußter Konzentration auf we-

sentliche Grundinhalte der betreffen-

den Disziplin etwas entgegenwirken.

Der an sich gute konzeptionelle An-

satz, der im Gesetzestext enthalten ist,

birgt aber auch Stolpersteine und könnte

bremsend wirken. Erst die künftigen
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Erfahrungen werden zeigen, ob die

Kooperationsbereitschaft (und nicht

zuletzt auch die limitierten Zeit-

kontingente - denn Diskussionen wird

es viele geben!) österreichischer

FachkollegInnen ausreichen, um dar-

aus Nutzen zu ziehen. Nicht zuletzt

könnte es bei Gelingen dieser Aufgabe

auch zu einer weiteren - immer wieder

gewünschten - Steigerung der studen-

tischen Mobilität innerhalb Österreichs

kommen! (Daß dabei auch andere Rah-

menbedingungen stimmen rhüssen, wie

Stipendien, günstige Unterkünfte u.a.

infrastrukturelle Maßnahmen, liegt auf

einer anderen Ebene!). Die autonome

Arbeit der regionalen Studien-

kommissionen andererseits gewährlei-

stet größere Flexibilität, und aktuelle

Inhalte und Fächer könnten rascher als

bisher umgesetzt werden, auch in grö-

ßerem Umfang, da Schwerpunktfächer

keiner verbindlichen österreichweiten

Koordinierung bedürfen. Das sollte

aber nicht ausschließen, daß man ver-
suchen sollte, die regionalen

Lehrschwerpunkte ebenfalls miteinan-

der abzusprechen - so weit dies unter

Bedachtnahme auf Forschungs-

schwerpunkte sinnvoll ist.

Neben dem Kernpunkt einer Neuge-

staltung der Studienpläne enthält der

Entwurf noch weiteren Zündstoff für

die unmittelbar bevorstehende Diskus-
sion. Auf einige brisante Neuregelun-

gen sei noch kurz hingewiesen: Ambi-

valent zu sehen ist die ganz wesentlich

vereinfachte Abhaltung von

Universitätslehrgängen. Prinzipiell

kann die Öffnung der Universitäten

und die Vermittlung fundierten Wis-

sens an Universitätsfremde positiv ge-

sehen werden, kommen wir doch da-

mit unserer gesellschaftlichen

Bildungsverpflichtung insgesamt nä-
her. Dazu kommt, daß derartige Kurse

v.a. der Weiterbildung der Absolven-

ten der Universität selbst dienen sol-

len, also (auch) postgraduale Aus-

bildungsgänge (Quasi-Aufbaustudien)

sind. Als Möglichkeit neuer Formen

integraler, multidisziplinärer und zu-

sammenführender Wissensvermittlung

(etwa auf dem komplexen Gebiet der
„Umweltwissenschaften") ergäben sich

für die Universität - allenfalls zusam-
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men mit anderen Rechtsträgern - wich-

tige neue Perspektiven. Die Universi-

täten werden aber gut beraten sein,

entsprechende Regelungen zu treffen,

nach denen Lehrinhalte und Prüfungs-

verfahren einer Qualitätskontrolle zu

unterwerfen sind, soll es nicht zu ei-

nem Ausverkauf am neuen akademi-

schen Titel „Univ.-Lehrgangs-Absol-

vent/In" kommen.
Analoges gilt für die Bestimmungen

zum Studium irregulare, das es als „in-

dividuelles Studium" auch weiterhin
geben wird und das trotz reduzierter

Semesterzahl (6)undZahlanprüfungs-

pfliehtigen Stunden (100) mit dem Ti-

tel „Mag.", allerdings ohne Zusatz (etwa

„rer. nat.") absolviert werden kann.

Das universitätsautonome Bewilli-

gungsverfahren sieht allerdings nur eine

formale Prüfring durch den Rektor, je-

doch keine inhaltliche Prüfung durch

die einschlägigen Studienkom-

missionen vor. Bei aller Sympathie für

das Engagement junger Menschen,

nach ganz auf das persönliche Interes-

se zurechtgeschnittenen Plänen studie-

ren zu wollen, um sich v.a.

multidisziplinär auszubilden (was im

Zusammenhang mit den Universitäts-

lehrgängen oben bereits als wichtig

erwähnt wurde), muß doch auf die

Gefahr eines allzu einfachen Zuganges

zu derartigen Studien hingewiesen

werden, wenn diese zu „billig" gehan-

delt werden. Man gewinnt fast den

Eindruck, als böte der Gesetzgeber hier

versteckte Kurzstudien an, die dem

Staat natürlich eine ganze Menge Geld

ersparen, jedoch dazu führen daß die=

Universität zwei z.T. sehr unterschied-

lich ausgebildete Kategorien von

AbsolventInnen in die Praxis entläßt;

und hier wird wohl nicht immer zwi-

schen (nur) „Mag." und „Mag, rer.

nat." (o.ä.) unterschieden! Darüber hin-

aus muß man sich nach der Sinn-

haftigkeit des aufwendigen Verfahrens

der Erstellung der „Verwen-

dungsprofile" und der Studienpläne

fragen! Sinnvoller erschiene es, durch

geschickte Strukturierung der Studien-

pläne selbst Möglichkeiten einer viel-

seitigen Stoff- und Fachverknüpfung

im Rahmen der regulären Studien an-

zubieten, wie dies zur Zeit im Studien-

plan „Ökologie" bereits der Fall ist.
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Uberlegungen
Rudolf Freund

Mitten in der Umsetzungsphase des
UOG 1993 droht nun auch ein neues
Studiengesetz über die Universitäten
hereinzubrechen. Obwohl, wie in den
Erläuterungen zu diesem Gesetzesent-
wurf ausgeführt, die Beratungen der
Arbeitsgruppe „Reform des Studien-
rechts II" noch nicht abgeschlossen
sind, wurde vom Bundesministerium
für Wissenschaft, Forschung und Kunst
ein Gesetzesentwurf zur B egutachtung
ausgesandt. Entgegen den Intentionen
der Verfasser dieses Gesetzesentwurfs
sind noch viele Bestimmungen unklar
formuliert oder schwer nachvollzieh-
bar; außerdem werden die gestellten
Ziele kaum oder nur mit untauglichen
Mitteln erreicht.

Der vorliegende Gesetzesentwurf kann
daher wohl nur als Grundlage für wei-
tere Diskussionen angesehen werden.
Erinnert man sich allerdings an den
Entwicklungsprozeß bei der Entste-
hung des UOG 1993, so muß man auch
für die Endversion des UniStG noch
das Schlimmste befürchten.Ein Bei-
spiel aus der Entwicklung des UniStG
möge dies verdeutlichen: Während im
Endbericht der Arbeitsgruppe
„Deregulierung des Studienrechts" aus
dem Jahre 1994 die freie Wahl des
Prüfers bei der zweiten Wiederholung
einer Prüfung nicht in Frage gestellt
wurde, so wird im derzeitigen Geset-
zesentwurf in diesem Falle nur mehr
irgendein anderer Prüfer garantiert.

Das neue UniStG will nicht nur eine
Verbesserung der Studienbedingungen
erreichen, sondern auch das Studien-
recht dem neuen UOG 1993 anpassen.
Daraus ergeben sich viele Problembe-
reiche, von denen ich in diesem Beitrag
(leider) nur einige wenige herausgrei-
fen kann, wo mir persönlich eine wei-
tere Diskussion der entsprechenden
Bestimmungen im vorliegenden Ge-
setzesentwurf und auch eine teilweise
Änderung derselben unbedingtnotwen-
dig erscheint.
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Gerade für technische Studien-
richtungen besteht kaum die Notwen-
digkeit für eine größere Änderung des
Studiengesetzes, weil ja eben erst die
Übergangsphase zum neuen Bundes-
gesetz über technische Studien-
richtungen (rech-StG 1990) zu Ende
gegangen ist. Da einige der im Geset-
zesentwurf enthaltenen neuen Bestim-
mungen auf gerade diese eher berufs-
orientierten Studien abzielen, scheint
mir keine besondere Eile für die Ein-
führung des neuen UniStG geboten.
Außerdem halte ich es für günstiger,
das neue UniStG erst dann in Kraft
treten zu lassen, wenn alle Universitä-
ten nach dem UOG 1993 eingerichtet
sind, um komplizierte und undurch-
sichtige Übergangsbestimmungen ver-
meiden zu können.

Im Bereich der Studienkommissionen
findet man eine der wichtigsten Neue-
rungen des UniStG, nämlich die Be-
stimmungen über das sogenannte
„Verwendungsprofil", das jede
Studienkommission zur Vorbereitung
des Studienplanes für die Absolventen
des entsprechenden Studiums zu erar-
beiten hat. Bei der Erstellung dieses
Verwendungsprofils, welches zu einer
„bedarfsgerechten Orientierung der
universitären Ausbildung" führen soll,
müssen auch Vertreter der Wirtschaft
sowie Berufs- und Interessensverteter
gehört werden. In der derzeitigen Fas-
sung der entsprechenden Paragraphen
des neuen UniStG ist damit eine über-
mäßige Betonung der Orientierung am
aktuellen Arbeitsmarkt gegeben, wo-
bei der Bildungsauftrag der Universi-
täten weitgehend in den Hintergrund
tritt. Für die technischen Studien schei-
nen mir die bereits im Tech-StG 1990
enthaltenen Bestimmungen über die
Einbeziehung außeruniversitärer Be-
rufs- und Interessensvertreter bei der
Erstellung neuer Studienpläne völlig
ausreichend zu sein. Für viele andere
Studien, wie beispielsweise die mei-
sten geisteswissenschaftlichen Studi-
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en (welche nach dem neuen UniStG
kulturwissenschaftliche Studien heißen
sollen) ist eine derartige Berufs-
orientierung nicht adäquat und bedeu-
tet daher unnötigen administrativen
Aufwand. Positiv ist zu vermerken,
daß die Studienkommissionen bei der
Erstellung der Studienpläne weitgehend
autonom sind und nur an bestimmte
Richtlinien der entsprechenden
Gesamtstudienkommissionen im Be-
reich der sogenannten „Kernfächer"
gebunden sind.

Die Erarbeitung eines Verwendungs-
profils und die eigenständige Gestal-
tung des Studienplanes stellen, im Ver-
gleich mit dem UOG 1993, zusätzliche
Aufgaben für die Studienkommis-
sionen dar; als zusätzliche Aufgaben
für die Studiendekane ergeben sich aus
dem Gesetzesentwurf überdies die Er-
stellung und Verteilung von Informati-
onsbroschüren sowie die Organisation
von Tutorien für Studienanfänger. Dar-
aus wird ein zusätzlicher Bedarf an
Verwaltungspersonal von durchschnitt-
lich zwei Stellen pro Fakultät abgelei-
tet! Um die anfallenden Mehrkosten
von etwa 58 Millionen Schilling abzu-
decken, insgesamt aber durch die Stu-
dienreform eine Kostenreduktion zu
erreichen, werden unter anderem die
derzeit angebotenen Aufbaustudien ü?
gebührenpflichtige Universitäts-
lehrgänge übergeführt (Ersparnis etwa
32 Millionen Schilling), sowie durch
die Verkürzung der Studiendauer und
Stundenkürzungen bei bestimmten Stu-
dien Studienförderungen sowie Kolle-
gien- und Prüfungsgelder eingespart
(Ersparnis etwa 50 Millionen Schil-
ling). Welch eine Reform: Um den
erweiterten Verwaltungsapparatbezah-
len zu können, muß man bei den Stu-
denten und den Universitätslehrern
weitere Einsparungen vornehmen!

Als eine der Maßnahmen zur Vereinfa-
chung der Administration wird die
Reduktion der möglichen Typen von
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Allgemeine Studienreform -
Techniker Studienreform
Werner Gobiet

An den Technischen Universitäten
wurde mit der Techniker Studienre-
form der allgemeinen Studienreform
einiges vorweggenommen. Was für Er-
fahrungen gibt es mit der Techniker
Studienreform, und welche Auswir-
kungen könnten diese für den Geset-
zesentwurf haben? Mein Beitrag soll
die Situation an der TU Graz aufzei-
gen, wobei ich mich hauptsächlich auf
das Studium des Bauingenieurwesens
beziehe.

Wenn die Qualität des Studiums ge-
hoben werden soll, ist es kaum mög-
lich, die Höchststundenzahl sowie die
Vielfalt der Lehrveranstaltungen zu
senken.
Es stimmt schon, manche Lehrveran-
staltungen gehören oder wurden be-
reits entrümpelt. Aber gerade im tech-
nischen Bereich sind eine Anzahl von
weiteren Fachbereichen, die zum Teil
neu sind, wichtig geworden, weil diese
eng mit dem Fachstudium zusammen-
hängen oder weil sie erst die notwendi-
ge Gesamtschau ermöglichen. Es wäre
verantwortungslos, wenn solche Fach-
gebiete nicht in die Technikstudien auf-
genommen würden. Wir brauchen da-
bei z.B. nur an den Fragenkomplex
"Einfluß der Umwelttechnik auf ande-
re Fachgebiete" oder "Technikfolgen-
abschätzung" denken. Diese und noch
andere neue Fächer mußjeder Technik-
student kennen lernen und im Zusam-
menhangmitdentraditionellen Fächern
seines Studiums in einer Gesamtschau
diskutieren. Da es bisher noch nicht
möglich war, alle diese Themen in die
Grundstudien zu integrieren, wurde das
Aufbaustudium "Technischer Umwelt-
schutz" eingerichtet, welches sich in
Graz sehr bewährt hat.

Um sich aber mit diesen neuen Fachge-
bieten auseinandersetzen zu können,
werden zusätzliche Lehreinheiten, wel-
che zum Teil parallel geführt werden
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müssen, benötigt. Das neue Studien-
gesetz schreibt für alle "Ingenieur-
wissenschaftlichen Studien" ohne
Rücksicht auf die Art des Studiums
eine Höchststundenzahl von maximal
210 Semesterwochenstunden vor
(Techn.Chemie und Wirtschafts-
ingenieurwesen-Techn.Chemie 235,
sowie Datentechnik und Versiche-
rungsmathematik 90 Stunden): In der
Studienkommission für "Bauingenieur-
wesen" und "Wirtschaftsingenieur-
wesen-Bauingenieurwesen" wurde die
Stundenreduzierung von rund 230 auf
210 breit diskutiert. Als Ergebnis kam
heraus, daß beim Vollstudium "Bauin-
genieurwesen" kaum noch weiter die
Höchststundenzahl gekürzt werden
kann und daß im Sinne der Gesamt-
schau noch weitere neue Gegenstände
aufgenommen werden müssen. Die
Lösung: Statt 8 Vertiefungsrichtungen
wurden nun drei Studienzweige einge-
führt und die Konstruktionsübungen
wurden in Hörsaalübungen und Haus-
arbeit geteilt.

Durch die Einführung der Studien-
zweige konnte die allgemeine Grund-
fachausbildung, aber auch die natur-
wissenschaftliche Grundausbildung
zurückgenommen werden, wobei wich-
tige Gegenstände im Sinne der Gesamt-
schau aufgenommen wurden.

Da aber dadurch nicht genug Stunden
eingespart werden konnten, wurden im
Studienplan für die Konstruktions-
übungen nur mehr die Stunden der
Hörsaalübung aufgenommen und die
Hausarbeit nicht als Stundenaufwand
berücksichtigt. Fazit: Im tatsächlichen
Stundenumfang ergaben sich unwe-
sentliche Änderungen, aber die Stu-
denten müssen gleich viel arbeiten und
bekommen weniger Stunden angerech-
net. Auch für das Kollegiengeld bzw.
Lehraufträge fallen weniger Stunden
an, da die Betreuung der Hausarbeit
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nicht berücksichtigt wird.

Aber Studienzweige sind nicht er-
laubt. Viele, insbesondere Professo-
ren, meinen, daß dadurch viele Gegen-
stände derart ausgedünnt werden müs-
sen, daß nicht mehr von einer akademi-
schen Ausbildung in diesen Fächern
gesprochen werden kann.

Die Aufbaustudien wurden in den
Gesetzesentwurf nicht mehr aufge-
nommen:
Es ist unverständlich, daß ein bewähr-
tes und erfolgreiches Studienmodell
einfach gestrichen wird. Es mag schon
sein, daß die Aufbaustudien zum Teil
nur eine Ansammlung von vorhande-
nen und zeitlich verstreuten Lehrver-
anstaltungen waren, so daß es kaum
möglich war, das Studium sinnvoll zu
gestalten und daß so nicht vernünftig
(zeitökonomisch) und schon gar nicht
berufsbegleitend studiert werden konn-
te.

Beim Aufbaustudium "Technischer
Umweltschutz" in Graz wurde aber mit
Erfolg gezeigt, daß es auch anderes
gehen kann: Spezielle Lehrveranstal-
tungen werden geblockt täglich nur
zwischen 16:00 und 21:00 Uhr ange-
boten, so daß diese berufsbegleitend
besucht werden können. Dies war aber
nur möglich, weil die meisten
Universitätslehrer bereit waren, ohne
Remuneration nach Dienst zu lesen,
weil viel zu wenig Lehrauftragsstunden
vom BMWFK zur Verfügung gestellt
wurden.

Im Kommentar zum Gesetzesentwurf
wird empfohlen, die Aufbaustudien
durch sich selbstfinanzierende
Hochschullehrgänge zu ersetzen:
Universitätslehrgänge sind ein wichti-
ges Instrument, mit welchem berufs-
begleitend spezielle Neuentwicklungen
bzw. Forschungsergebnisse eines be-
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stimmten Fachgebietes vermittelt wer-
den können. Die Dauer von
Universitätslehrgängen ist meist zeit-
lich eingeschränkt, und der Lehrinhalt
ist konkret auf ein bestimmtes Fachge-
biet ausgerichtet. Ein 4-semestriges
Aufbaustudium aber, welches noch
dazu sehr umfassend ist, kann auf kei-
nen Fall durch Universitätslehrgänge
ersetzt werden. Denn dieses Studium
kann nicht nur als eine begrenzte zu-
sätzliche Aufgabe, welche meist in den
Ferialzeiten angesiedelt ist, angesehen
werden, sondern braucht dauernd eine
Betreuung durch Lehrpersonen, wie
eben ein normales Studium; d.h. es
müssen ständige institutionelle Vor-
aussetzungen vorhanden sein. Wenn
aber die Studierenden alle Kosten tra-
gen müßten, wären diese so hoch, daß
das Studium wegen der hohen Kosten
nicht mehr angenommen würde. Ist
dies der Beitrag der Bundesregierung
zur Verbesserung des Umweltschut-
zes?

Wie schreibtHöllinger im BUKO-Info

Budgetsanierung durch Aufbaustudien?
Helmut Bednar

Seit über 10 Jahren sind in Österreich
(Graz und Wien) Aufbaustudien ein-
gerichtet:
* Technischer Umweltschutz
* Rechts,- Betriebs-und Wirtschafts-
wissenschaften.

Aufbaustudien dienen - laut § 13 (1) d
AHStG - über ein Diplomstudium hin-
aus der Weiterentwicklung der Befähi-
gung in einem zusätzlichen Fachgebiet
und entsprechen in ihrer Dauer wenig-
stens dem ersten Studienabschnitt so-
wie den Anforderungen eines zweiten
Studienabschnittes und bilden die Vor-
aussetzung für den Erwerb eines
Diplomgrades:
Teilnahmebedingung ist ein abge-
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1/95 ".. Ebenso sind die Rahmenbedin-

gungen der universitären Lehre zu be-

rücksichtigen, wie knappe Ressourcen

und die Bildungsfähigkeit der Studen-

ten. .." . Mir kommt vor, daß bei vielen
Bestimmungen des neuen Gesetzes-
entwurfs nicht das Ziel, die Hebung der
Qualität der Studien, sondern die knap-
pen Ressourcen im Vordergrund stan-
den, obwohl erst vor kurzem die Bun-
desregierung von einer Bildungs-
offensive gesprochen hat.

Der Gesetzesentwurf ist als Rahmen-
gesetz konzipiert, zum Teil sind aber
sehr detaillierte Vorschriften enthal-
ten, die in einem Rahmengesetz nichts
zu suchen haben. Z.B.: §55 (3) Der

Zeitraum für die Anmeldung zu einer

Prüfung hat mindestens eine Woche zu

betragen. Ist eine Prüfung formal un-
gültig, wenn ein Lehrer eine Anmel-
dung z.B. 4 Tage vor der Prüfung an-
nimmt, weil sie nicht gesetzeskonform
zustande kam?
Aber andererseits ist es vernünftig, klar-
zustellen, daß längstens 2 Semester

schlossenes Hochschulstudium.
Derzeit sind über 1000 Hörer in den
beiden Aufbaustudien inskribiert. Mehr
als 200 Personen haben die Aufbau-
studien bis jetzt positiv abgeschlossen.

Der vorliegende Entwurf des Bundes-
gesetzes über Studien an Universitäten
sieht Aufbaustudien nicht mehr vor,
dafür wird die vereinheitlichte Studien-
form „Universitätslehrgänge" vorge-
schlagen.

Das Hauptargument des BMWFK für
die Streichung der Aufbaustudien wäre
die jährliche Einsparung von über 32
Millionen Schilling. Ein kurzer Anruf
beim Ressort brachte bereits eine Re-
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nach Abschluß einer Vorlesung ge-
prüft werden muß. Die starre Festle-
gung der Höchststundenzahl der ein-
zelnen Studien scheint mir auch eher
ein Ergebnis des Sparpaketes zu sein
als der Bedarfssituation entsprechend
und sollte daher eher der
Gesamtstudienkommision bzw. den
einzelnen Universitäten überlassen
werden.
Natürlich bringt das Gesetz auch viele
Vorteile, wie z.B. die Beseitigung der
bestehenden unübersichtlichen
Studienvorschriften (jeder Student hat
heute praktisch seinen eigenen Studi-
enplan, wobei oft Gegenstände seines
Plans gar nicht mehr gelesen werden).

Die Kürze des Beitrags erlaubt es mir,
nur auf einige kritische Punkte einzu-
gehen, um die Diskussion etwas anzu-
regen.

Ass.-Prof.Univ.-Doz.Dr. W. Gobiet
Institut für Straßenbau und

Verkehrswesen
Technische Universität Graz

duktion des (vermeintlichen) Aufwan-`
des um genau die Hälfte.

Aber auch diese 16 Millionen entspre-
chen nicht dem tatsächlichen Aufwand.
Erste überschlägige Recherchen erga-
ben für alle Aufbaustudien an den zwei
Hochschulstandorten einen Aufwand
von ca. 56 Wochenstunden gegen
Kollegiengeld (BMWFK: 1.665
Wochenstunden) und von ca. 71
Wochenstunden gegen Remuneration
(BMWFK: 126 Wochenstunden).
Verwendet man die vom Ressort ein-
gesetzten monetären Beträge pro
Wochenstunde, so ergibt dies einen
finanziellen Aufwand von öS.
2,081.000.-
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Der tatsächliche Aufwand dürfte noch
etwas darunter liegen, da von seiten
desBMWFK nicht nach der je nach Art
der Lehrveranstaltung unterschiedli-
chen Entschädigung differenziert wur-
de.
Eine Budgetsanierung ist durch die
Streichung der Aufbaustudien nicht zu
erwarten.

Der Autor wäre froh gewesen, hätte er
als Studienkommissionsvorsitzender in
der Vergangenheit mit entsprechenden
Summen rechnen können.
Es ist manchmal frustrierend, wenn
man in Einzelfällen Kollegen oft und
oft bitten muß, doch eine Pflichtvor-
lesung zu geringeren Taxen abzuhal-
ten.
Für das Aufbaustudium Technischer
Umweltschutz (TUSCH) kann gesagt
werden, daß sich die Absolventen in
der Praxis gut bewährt haben.
Die praktische Umsetzung von Geset-
zesbestimmungen vor allem aus den
letzten Gesetzgebungsperioden erfor-
dert verstärkt Fachleute, die, so wie die
TUSCH-Absolventen, fachliche Kom-
petenzen aufweisen.
Vielfach wird geklagt, daß es
Universitätsabsolventen im allgemei-
nen an sozialer Kompetenz mangle.
Beim Aufbaustudium Technischer Um-

weltschutz wird versucht, daß u.a. im
Rahmen eines einjährigen fachspezifi-
schen interdisziplinären Projekts auch
in dieser Hinsicht Fähigkeiten entwik-
kelt werden.

Nicht nur in Deutschland, sondern auch
in anderen europäischen Ländern gibt
es Studienformen (einem Aufbau-
studium vergleichbar), die als Voraus-
setzung ein abgeschlossenes Studium
aufweisen und die nach Absolvierung
von bis zu vier Semestern mit einem
akademischen Grad abschließen.
Gerade im Hinblick auf die zunehmen-
de internationale akademische Vernet-
zung muß getrachtet werden, daß in
Österreich Studienformen - wie die
Aufbaustudien - angeboten werden,
die auch für einen Austausch attraktiv
sind.

Universitätslehrgänge nach dem
UniStG sehen keine Studienkom-
missionen vor.
Der Autor war seit der Einführung die-
ser Mitbestimmungsgremien Mitglied
in verschiedenen Studienkommis-
sionen und ist derzeit Vorsitzender der
Gesamtstudienkommission und der
interuniversitären Studienkommission
für das Aufbaustudium Technischer
Umweltschutz.

Reform des Studiengesetzes, ja aber . a N 0 a a Z Z a

Anita Schmeiser-Rieder

Bei Durchsicht des umfangreichen
Entwurfes eines Bundesgesetzes über
Studien an Universitäten (UniStG) ist
der erste Blick einer Medizin-
kommission auf Änderungen des
Medizinstudiums gerichtet und dort
findet sich unter Besondere Bestim-
mungen bei Diplomstudien, Punkt 2.4.
"Medizinische Studien", 2.4.2. "Hu-
manmedizin" ein "Mag.med."

Grundsätzlich ist eine Reform des
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Studiengesetzes und eine Vereinfa-
chung und Vereinheitlichung dessel-
ben wichtig. Auch ist eine Reform des
Medizinstudiums seit langem ge-
wünscht, jedoch nicht eine Reform des
akademischen Grades. Außerdem, das
erfolgreiche Abschließen des Medizin-
studiums und die Verleihung des
Dr.med. ist auch heute nicht damit er-
reicht, daß der dritte Studienabschnitt
gemeistert wurde, sondern bereits im
Laufe des Studiums entweder eine Dis-
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Gerade die Einbindung der Hörer hat
immer wieder wesentliche Impulse für
die laufende Studienplangestaltung
gebracht.

Die Umwandlung eines Aufbau-
studiums in einen Universitätslehrgang
wäre mit Studienkosten verbunden.
Dies bedeutet, die Hörer müßten pro
Semester zwischen S 30.000.- und S
250.000.- aufbringen, je nach Akzep-
tanz des Universitätslehrgangs.
Derzeit wird die Einführung von Studi-
engebühren lebhaft diskutiert. Wie

immer das Ergebnis sein wird, die vor-
hin genannten Beträge liegen weit über
jeder Schmerzgrenze.

Der Autor möchte mit dem vorigen ein
klares Bekenntnis zur Studienform
„Aufbaustudium" ablegen und einen
dringenden Appell an den Gesetzgeber
richten, den Entwurf um die „Aufbau-
studien" zu ergänzen.

Univ.Lektor OR Dipl.Ing.Dr. H. Bednar
Zentrum für Umwelt und Naturschutz

Universität für Bodenkultur

sertation oder ein Wahlfach gemäß §
13 STG absolviert wurde.

297 Gesamtstunden in 12 Semestern,
ist ein bereits schwieriges Unterfan-
gen, jedoch um wettbewerbsfähig zu
bleiben, d.h. im Inland und Ausland,
soll man jetzt auch noch 4 Semesterfür
die Dissertation dazugeben müssen?

Diese unweigerliche Verlängerung des
Medizinstudiums würde aber nicht die
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Veränderung der Inhalte bedeuten, son-
dern es werden zwei Kategorien von
Ärzten und Ärztinnen geschaffen.
Doch es handelt sich zur Zeit, wie
gesagt, um einen Entwurf eines neuen
Studiengesetzes und ich denke, daß
man sich nach Anhörung der Ärztever-
treter zu Abänderung des desselben
entschließt. Wir werden die Gelegen-
heit der offiziellen Stellungnahme, zu
der wir nun aufgefordert sind, als Ver-
treter des medizinischen Mittelbaues,
bis 29.11.95 nützen. Denn von einer
derartigen Reform sind die derzeitigen
Ärzte und Ärztinnen an den Universi-
tätskliniken als Hochschullehrer be-
troffen, sowie die zukünftigen Ärzte
und Ärztinnen, die den Weg der
Wissenschaftskarriere gehen.

Die Medizinkommission wird ihre Po-
sition in bezug auf das Studiengesetz
detailliert insbesondere das Medizin-
studium betreffend, in der Stellung-
nahme darstellen.

Als Vertreter des Mittelbaues der me-
dizinischen Fakultäten können wir uns
nur kurz mit dem "Mag.med." befas-
sen, denn auf unserem Arbeitsplan ste-
hen so wesentliche Dinge wie:

- eine noch immer unveränderte Ar-
beitszeit der Spitalsärzte, somit auch
der Bundesärzte
- die Implementierung des UOG 93
- in diesem Zusammenhang nicht zu
vergessen Sonderbestimmungen Me-
dizin
- ein neues Dienstrecht
- Zahnmedizinstudium usw.

Und somit ist, abgesehen von der mo-
mentanen Debatte um das Studien-
gesetz, das Programm der Medizin-
kommission auch im Herbst ein dicht
gedrängtes.
Wir beschäftigen uns bereits seit eini-
gen Jahren sehr intensiv mit der Ar-
beitszeitregelung für Ärzte. Am Be-
ginn dieses Jahres wurde uns vom So-
zialministerium der Entwurf zum
Arbeitszeitgesetz für Ärzte zur Begut-
achtung vorgelegt, welche wir auch
vorgenommen haben. Es liegt, wie be-
kannt, eine entsprechende Diskussi-
onsgrundlage der Medizinkommission
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bereits seit Dezember 1992 vor.

Als Vertreter der Ärzte im Hochschul-
bereich ist für uns der universitäre Be-
reich von besonderer Bedeutung, da
die übermäßige v.a. zeitliche Belastung
der Ärzte durch Routinepatienten-
betreuung eine Erfüllung der Dienst-
pflichten in Forschung und Lehre äu-
ßerst erschwert bzw. fast unmöglich
macht.

Die Arbeitszeitregelung für Ärzte an
den Universitätskliniken muß endlich
dem Schwerpunkt Forschung und Leh-
re gerecht werden.
Es hat sich somit NICHTS seit der
medial wirksamen Debatte um die Län-
ge der Arbeitszeiten für Ärzte geändert
und an den Universitätskliniken
herrscht weiterhin ein Mangel an kost-
barer Forschungszeit, obwohl in den
Dienstpflichten der Ärzte diese festge-
legt ist.
Zudem werden die Ärzte an den Uni-
versitätskliniken für die Verlängerung
ihres Dienstvertrages über den Zeit-
raum der Facharztausbildung hinaus,
vom Wissenschaftsministerium fast
ausschließlich an der bisher geleisteten
Forschung gemessen! Somit an Lei-
stungen, die nicht in der Dienstzeit
erbracht werden können, sondern vor
allem in der spärlichen Freizeit gelei-
stet werden müssen!

Als Medizinkommission der BUKO
haben wir uns eine parlamentarische
Behandlung dieser Thematik im 1.
Halbjahr 1995 erwartet. Die erwartete
Lösung und Entschärfung der Proble-
matik ist leider nicht eingetreten.

Die nächste Sitzung der Medizin-
kommission am 11. September 1995
erwarten wir deshalb mit Spannung.
Zu diesem Termin haben wir alle am
Arbeitszeitgesetz für Ärzte Beteiligten
zu einer gemeinsamen Diskussion ein-
geladen.
Der Ausgang dieser Diskussion wird

auch Grundlage für die nächsten Schrit-
te der Medizinkommission in dieser
Angelegenheit sein und wir hoffen,
den betroffenen Ärzten und Ärztinnen
an den Universitätskliniken endlich
detaillierte Informationen darüber ge-
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ben zu können, wann sie mit einer
Verbesserung ihrer Situation rechnen
können. Erste positive Äußerungen sei-
tens des Sozialministers gibt es auf-
grund einer Briefaktion der Spitals-
ärzte.
Die Medizinkommission besteht na-
türlich auf eine Verpflichtung des Ge-
setzgebers, daß ein Arbeitszeitgesetz
für Ärzte nur unter der Voraussetzung
in Kraft treten kann, wenn darin auf die
besondere dienstrechtliche Situation
der Hochschullehrer verpflichtend ein-
gegangen wird.
D.h. daß für die als Ärzte verwendeten
Hochschullehrer der vorliegende Ent-
wurf nur zur Geltung kommen darf,
wenn folgende Grundvoraussetzungen
gegeben sind (Auszug aus der Stel-
lungnahme der Medizinkommission
zum Entwurf des Arbeitszeitgesetzes
vom .... ):

1) LautUOGbestehen die Dienstpflich-
ten eines Hochschullehrers aus Lehre,
Forschung und Verwaltungstätigkeit.
Für als Ärzte verwendete Hochschul-
lehrer kommt noch die Verpflichtung
der Patientenbetreuung dazu.
Daraus folgt, daß entsprechend dem
UOG und dem Hochschullehrerdienst-
recht in einem zu beschließenden
Arbeitszeitgesetz für Ärzte in der
Dienstzeit ein Anteil von mindestens
30% für Forschung und Lehre in der
Dienstzeit eingeräumt werden muß.
(Der entsprechende Anteil der ärztli-
chen Tätigkeit darf in einem Durch-
rechnungszeitraumvon 3 Monaten 70%
(höchstens) der Normalarbeitszeit nicht
überschreiten).

2) Für die, laut dem Entwurf des Ärzte-
Arbeitszeitgesetzes, vorgesehenen B e-
triebsvereinbarungen, ist im Bundes-
dienst der Dienststellenausschuß zu er-
mächtigen und mit den entsprechen-
den rechtlichen Voraussetzungen aus-
zustatten.

3) Für Universitätskliniken sind Son-
derbestimmungen im Arbeitszeitgesetz
notwendig und mit den betroffenen Ärz-
ten und dem BMWFK abzustimmen.
Angesichts dieser Problematik, wie
weiters der Problematik der Schaffung
von Sonderbestimmungen für Medizin
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im UOG 93 und den weiteren genann-
ten Themen, die uns an den medizini-
schen Fakultäten intensiv beschäftigen,
ist die Diskussion um einen Mag.med.
gerade nicht von oberster Priorität.

Zudem wird sich die Medizin-
kommission im Herbst auch verstärkt
der Evaluierung der Lehre und der
Qualität der Lehre in der Medizin zu-
wenden. Zu diesem Themenbereich
findet vom 19. bis 21. Oktober 1995
ein entsprechender Workshop in Graz
statt, welcher von Doz.Dr. Jörg Stein
(Med.Fak.Graz, Kinderklinik) und
Doz.Dr.Richard März (Med.Fak.Wien,
Med.Chemie) initiiert wurde und auch
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geleitet werden wird. Veranstalter sind
die BUKO, ÖGHD, in Kooperation
mit den Studienkommissionen der Me-
dizinischen Fakultäten Graz und Wien.
Das UOG 93 stellt einen besonderen
Anlaß für die intensive Auseinander-
setzung mit der Thematik dar. Die
Medizinkommission wird u.a. auch
deshalb ihren Sitzungstermin im Okto-
ber auf den 19.10.1995 nach Graz ver-
legen. Die Leiter des Workshops nen-
nen folgende Problembereiche, die im
Rahmen des Programmes der Veran-
staltung zur Diskussion stehen.

- Evaluation als Instrument zur Ver-
besserung der Lehre
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- Evaluation als Instrument zur Karrie-
re-Entscheidung
- Neue Formen des Unterrichts (pro-
blemorientiert, fächerübergreifend,...)
- Prüfungen und Prüfungssysteme
- Ziele der Studienreform

Dr. A. Schmeiser-Rieder
Vorsitzende der Medizin-

kommission d. BUKO
Institut für Sozialmedizin

Universität Wien

3eJPoi.nt
Ihr Internetprovider

Unsere Leistungen:
WWW FTP, TELNET, E-Mail
Kein Zeitlimit innerhalb der gewählten Zugangsart!
Weitere Dienstleistungen auf Anfrage

Preise:
Day connection (6 - 18 Uhr)*)

	

150,-öS/monatlich
1.500,- öS/jährlich

6 Uhr)*)

	

150,- öS/monatlich

1.500,- öS/jährlich
Night connection (16

*) SalSo Zugang 0-24 Uhr

Full connection (0 - 24 Uhr) 280,-öS/monatlich
2.800,- öS/jährlich
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Forschung braucht Zeit
Reinhard Folk

"Ich Armer, der ich gewohnt bin, zu

jedem Kolleg eine halbe Woche Muße

zu haben! Dabei ist auch die Zeit, wo

kein Kolleg ist, natürlich nicht frei;

sondern in einer Weise, die mir auch

neu ist, kommen und gehen Zirkulare -

eine Kommissionssitzung um die Zeit,

eine um die Zeit, und man istfroh, wenn

der Abend kommt und man hat keine

vergessen. Und wenn man sich setzt

und an sein Kolleg endlich denken will,
kommt ein Kollege, um den Besuch zu

erwidern, oder ein Examenskandidat,

sich vorzustellen, oderjernandderAus-

kunft will. "1

Ja, wie ein roter Faden zieht sich der

Wunsch nach mehr Zeit durch die Ge-

schichte der Wissenschaft. Natürlich

kann man derartige Äußerung als übli-
ches Gejammer abtun, eine nützliche

Auseinandersetzung mit der grund-

legenden Frage der Einheit von For-

schung und Lehre ist dies jedoch nicht.

Diese Einheit ist ja erst allmählich

gewachsen und heute etwa hundert Jah-

re alt. Es lohnt sich, die Zeit der Jahr-

hundertwende ins Gedächtnis zu ru-
fen, um zu sehen, was denn nun eigent-

lich bezüglich dieser Frage geschehen

ist. Lassen Sie mich Wilhelm Ostwald

(1853-1932) das Wort erteilen:

"Die großen Forscherdes sechzehnten

Jahrhunderts sind fast ohne Ausnahme

Dilettanten gewesen, d.h. Männer,

welche die Wissenschaft nur in ihren

Mußestunde treiben konnten und wel-

che die für ihre Forschungen erforder-

liche Zeit und gegebenenfalls auch die

Äußeren Mittel sich auf irgend eine
andre Weise beschaffen mußten, da die

Wissenschaft ihnen diese nicht liefer-

te. "2

Allmählich hat sich diese Situation
geändert, wohl auch durch die Erkennt-

nis der zunehmenden Bedeutung der

Forschung für die Gesellschaft. So kam
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es, nachdem sich Wissenschaft als lehr-

bar herausgestellt hatte, zur Verknüp-

fung von Lehre und Forschung.

"Von allen Berufen, die sich mit wis-

senschaftlicher Produktion verbinden,

ist der des Lehrers der Wissenschaft

aus äußeren wie inneren Gründen der

geeignetste, und so beobachten wir,

wie im Laufe des neunzehnten Jahr-

hunderts fast in allen Kulturländern die

Forschung das Nebenamt des lehren-

den Professors, in erster Linie des

Universitätsprofessors ist."

Ostwald führt weiter aus, daß am Be-

ginn des zwanzigsten Jahrhunderts auch

außerhalb der Universitäten, insbeson-

dere in der Industrie große wissen-

schaftliche Leistungen hervorgebracht

wurden, und daß es wünschenswert

wäre, Forscher aus der Industrie auch

in den Lehrberuf zu bringen, allerdings
mit oft wenig erfreulichen Seiten für

diese Forscher. Er meint:

"Es liegt hier in der Tat eine Anomalie

vor, die das zwanzigste Jahrhundert,

das nach den Proben, die es in seinem

kurzen Leben abgelegt hat, in

eminentester Weise das wissenschaft-
liche Jahrhundert wird heißen müssen,

hoffentlich gerade auf Grund dieser

besonderen Eigenschaft beseitigen

wird. So allgemein die grundlegende

Wichtigkeit der Wissenschaft, und

zwar der reinen, nicht auf unmittelbare

Anwendung gerichteten Wissenschaft

anerkannt wird, so gibt es doch noch

nicht einen einzigen regelmäßigen Be-

ruf, der rein und ungetrübt die wissen-

schaftliche Leistung zum Ziele hat. Man

erwartet allerdings, daß der Univer-

sitätslehrer sich auch um die Erweite-

rung und Vermehrung der Wissenschaft

bemühen wird, und die Berufungen

und Neubesetzungen pflegen vorwie-

gend durch die wissenschaftliche Lei-

stung der Kandidaten bestimmt zu

werden. Aber seine amtlichen Ver-
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pflichtungen beziehen sich ausschließ-

lich [!] auf das Lehren und nie auf das

Forschen. Und daß dies nicht eine blo-

ße Form ist, der die neue Zeit einen

anderen Inhalt gegeben hat, geht aus
wohnbekannten allgemeinen Tatsachen

unzweideutig hervor. Wenn der Pro-
fessor auch vollständig aufhört, neue
wissenschaftliche Arbeit zu produzie-

ren undnur seiner Lehrverpflichtungen

regelmäßig nachkommt, so wird er als

ein vollwichtiges Mitglied der akade-

mischen Körperschaft, als einer ange-

sehen, dem durchaus kein Vorwurf ei-

ner Pflichtversäumnis gemacht wer-

den darf. Wenn aber umgekehrt ein

Universitätslehrer seine Studenten vom

Kolleg heimschicken wollte, weil er
eben eine wichtige wissenschaftliche

Entdeckung zu machen im Begriff ist,

so würde er nicht nur sich einer mehr

oder weniger energischen Rektifikati-

on von Seiten seiner vorgesetzten Be-

hörde aussetzen, sondem auch seine

Kollegen, insbesondere die der eben
beschriebenen Art, würden sein Ver-

halten moralisch entrüstet verurteilen.

Dieser Gegensatz beweist unzweideu-

tig, daß trotz der unverhältnismäßig

größeren sachlichen Wichtigkeit, die

der Vermehrung der Wissenschaft ge-

genüber ihrer bloßen Übertragung an

Schüler zukommt, dennoch die Arbeit,

dieser Vermehrung selbst vom berufs-
mäßigen „Gelehrten" nur insoferne

geleistet werden darf, als die Unterricht-

arbeit es gestattet. Somit wird diese

Leistung, die zu den allerwichtigsten

der Menschheit gehört, immer noch als

freies Geschenk von den dazu geeigne-

ten beansprucht, und auch in den

vorgeschrittensten Kulturgemein-

schaften gibt es noch keinen regelmä-

ßigen Beruf, der ausschließlich auf freie

wissenschaftliche Leistung gerichtet

ist."

Und was ist heute die Forderung des

Tages? Österreich besitzt nach wie vor

im Vergleich mit anderen europäischen
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